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Merkblatt zur grenziiberschreitenden Priifungszusammenarbeit
mit Steuerverwaltungen anderer Staaten und Gebiete:
gemeinsameund gleichzeitige Priifungen sowie Anwesenheit von Bediensteten
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Durchfiihrunggemeinsamer Priifungen und gleichzeitiger Priifungen mit Steuerverwaltungen
anderer Staaten und Gebiete sowiefiir die Anwesenheitvon Bediensteten anderer Staaten oder
Gebiete im Inland und fiir die Anwesenheitvoninlidndischen Bedienstetenim Ausland die
folgenden Grundsatze.

Dieses Merkblatt trittan die Stelle des Merkblatts iber die koordinierte steuerliche

Aufenpriifung mit Steuerverwaltungen anderer Staaten und Gebiete (BMF-Schreiben vom
6.Januar 2017,IVB6-S1315/16/10016:002, BStB112017 Seite 89).
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in Steuersacheninder Fassung des Protokolls zur Anderung des
Ubereinkommensvom 27. Mai2010 (BGBI1.I1 2015 Seite 966)

Abgabenordnung

Allgemeine Verwaltungsvorschriftfiir die Betriebspriifung
Betriebspriifungsordnung (BpO 2000) vom 15. Marz 2000
(BGBI.2000 Nummer 5 Seite 368; BStB11 2000 Seite 368), zuletzt
gedndert durch dieallgemeine Verwaltungsvorschrift vom
20.Juli2011 (BStB112011 Seite 710)

Gesetziiber die Durchfithrung der gegenseitigen Amtshilfein
Steuersachenzwischen den Mitgliedstaaten der Européischen
Unionvom 26.Juli2013 (BGBI.12013 Seite 1809), zuletzt geandert
durch Artikel 31 des Gesetzes zur Stirkung von
Wachstumschancen, Investitionen und Innovation sowie
Steuervereinfachungund Steuerfairness
(Wachstumschancengesetzes) vom 27. Marz 2024 (BGBI. 2024
Nummer108)

Richtlinie 2011/16/EU des Ratesvom 15. Februar 2011 tiber die
Zusammenarbeitder Verwaltungsbehdrdenim Bereich der
Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG
(ABL.L64 vom 11. Mérz 2011 Seite 1), zuletzt gedndert durch
Richtlinie (EU) 2023/2226 vom 17. Oktober 2023; ABl. L vom
24. Oktober 2023)

EU-Doppelbesteuerungsabkommen-Streitbeilegungsgesetz vom
10. Dezember2019(BGBI1.12019 Seite 2103)

Gesetzliber die Finanzverwaltung (Finanzverwaltungsgesetz)

Merkblatt zur zwischenstaatlichen Amtshilfe durch
Informationsaustausch in Steuersachen (BMF-Schreiben vom
29.Mai2019,IVB6-S1320/07/10004 :008, BStB112019 Seite 480)

Merkblatt zu internationalen Verstindigungs-und
Schiedsverfahren aufdem Gebiet der Steuern vom Einkommen
und Vermogen (BMF-Schreiben vom 21. Februar 2024,

IVB 3-S51304/21/10005:003, BStB112024 Seite 254)

Tax Information Exchange Agreement (BMF-Schreiben vom
10.November 2015,IVB6-S1301/11/10002, BStB112016
Seite 138)
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TeilI

1 Allgemeines
Dieses Merkblatt erlautert sonstige Formen der Verwaltungszusammenarbeit bei der
zwischenstaatlichen Amtshilfe durchInformationsaustausch, soweitdiese Formen direkte
Steuernzum Gegenstand haben. Es ergdnzt insoweitdas Merkblatt zur zwischenstaatlichen
Amtshilfe durchInformationsaustausch in Steuersachen (BMF-Schreiben vom 29. Mai 2019,
IVB 6 -S1320/07/10004 :008, BStBI 12019 Seite 480).
Das Merkblatt vermittelt in Teil I einen Uberblick {iber die sonstigen Formen der
Verwaltungszusammenarbeitsowie tiber derenrechtliche Grundlagen. Teil Il dientals Leitfaden
fir die praktische Durchfiihrung der Verwaltungszusammenarbeit.
Sonstige Formen der Verwaltungszusammenarbeit im Sinne des Merkblattessind:
- die gemeinsame Priifung (auchjointaudit-JA),
- die gleichzeitige Prifung (auch Simultaneous control - SC) und
- die Anwesenheitvon Bediensteten anderer Staaten oder Gebieteim Inland sowie die
Anwesenheit voninldndischen Bediensteten im Ausland (auch presence in administrative
offices and participationin administrative enquiries - PAOE).
Beigemeinsamen und gleichzeitigen Prifungen handelt es sich auf inlandischer Seite inder
Regelum Fille der Aufenpriifung(§§ 193 bis 207 Abgabenordnung (AO)). Daneben kommen

aber auchbehordliche Ermittlungen auferhalbeiner Aufienpriifungin Betracht.

Die sonstigen Formen der VerwaltungszusammenarbeitkOonneninsbesondere zur Anwendung
kommen,

- um Zugriff auf Informationen zu erhalten, die ohne diese Verwaltungszusammenarbeit
nicht oder nur erschwert zuginglich wiren, oder

- wenndie Erwartung besteht, dass esbei einem rein unilateralen Vorgehen zu einer
Doppelbesteuerung oderzu einer Nichtbesteuerung in beiden Staaten kommen kénnte.

Die sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeitsind abzugrenzen von
- internationalen Vorabverstindigungsverfahren,
- internationalen Risikobewertungsverfahren und
- internationalen Streitbeilegungsverfahren.
Die Regelungen zur Einleitung und Durchfiihrung solcher Verfahren bleiben unberiihrt.
Die Einzelheiten iber den Ablauf eines Vorabverstindigungsverfahrens nach § 89a AO ergeben
sichaus dem Anwendungserlass zur Abgabenordnung (AEAO) zu § 89a AO. Eine Aufienpriifung,

die als gemeinsame oder gleichzeitige Priifung durchgefiihrt wird (in § 89a Absatz 7 Satz 7 AO als
koordinierte bilaterale oder multilaterale steuerliche AuRenpriifung bezeichnet), kanndie



Grundlage fiir ein zukiinftiges Vorabverstandigungsverfahren sein. Vorteilhaftist in diesem Fall,
dass die gemeinsame oder gleichzeitige Priifungin der Regel bereits vielfaltige Informationen
zusammengetragen hat und so der verbleibende Aufwand fiir Steuerpflichtige und Verwaltung
gleichermaflen verringert wird. Auf die in § 89a Absatz 7 Satz 7 AO vorgesehene Reduzierungder
Gebiihren fiir zukiinftige Vorabverstandigungsverfahren wird hingewiesen.

Ein internationales Risikobewertungsverfahrennach § 89b AOist eine gemeinsame
Einschitzung vonsteuerlichen Risiken vonbereits verwirklichten Sachverhalten mit einem oder
mehreren Staaten oder Hoheitsgebieten in einem auf Kooperation und Transparenz angelegten
Verfahren. Beider Einschdtzung von steuerlichen Risiken sind nach § 89b Absatz 2 AO zu
wirdigen:

- der Umfangund die Plausibilititder vom Steuerpflichtigen vorgelegten Unterlagen und
Informationen,

- diezuerwartendensteuerlichen Auswirkungen und

- derzuerwartendezeitlicheund personelle Aufwand einer vertieften
Sachverhaltspriifung.

Ob und in welchem Umfang eine sonstige Form der Verwaltungszusammenarbeitauf Grundder
Ergebnisse und Erkenntnisse aus einem internationalen Risikobewertungsverfahren folgtoder
unterbleibt, ist im Einzelfall zu betrachten.

Die Einzelheiten iiber den Ablauf einesinternationalen Streitbeilegungsverfahrensergeben sich
aus dem Merkblatt Streitbeilegungsverfahren. Das Recht des Steuerpflichtigen, neben odernach
einer gemeinsamen Priifung (Randnummer 10) oder einer gleichzeitigen Priifung
(Randnummer 14) einauf den Prifungszeitraum bezogenesinternationales
Streitbeilegungsverfahren zu beantragen, bleibt unberiihrt. Ein entsprechender Antrag kommt
insbesondere in Betracht, wenn

- sichim Verlaufder gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung konkrete Anhaltspunkte
dafiir ergeben, dasseine Besteuerung droht, die ausder Sicht des Steuerpflichtigen nicht
dem Doppelbesteuerungsabkommen (DBA)entspricht,

- dieim gemeinsamen Prifungsbericht (Randnummer101) vorgesehene Besteuerung aus
Sicht des Steuerpflichtigen nicht dem DBA entspricht,

- eine der beteiligten Verwaltungen die im gemeinsamen Priifungsbericht
(Randnummer 101) vorgesehene Besteuerung nichtumsetzt,

- esinder gemeinsamen Priifung nicht gelingt, den Sachverhalteinvernehmlich
festzustellen, oder

- inder gemeinsamen Priifungkeine gemeinsame Sichtweise der beteiligten Behdrden
dartiber erreichtwird, welche Besteuerung dem DBA entspricht.
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2 Sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit und ihre Anwendung
2.1 Gemeinsame Priifung

Eine gemeinsame Priifung sind behordliche Ermittlungen, dievon der zustindigen
Finanzbehorde gemeinsam mitder entsprechenden Behorde eines anderen Staates oder Gebietes
in Bezugauf eine Person oder mehrere Personen von gemeinsamem oder ergidnzendem
Interesse durchgefiihrt werden (§ 12a Absatz 2 Satz 1 Gesetz tiber die Durchfiihrung der
gegenseitigen Amtshilfe in Steuersachen zwischen den Mitgliedstaaten der Europédischen Union
(EUAHIG) gegebenenfallsin Verbindung mit § 117e AO). Inwelcher Weise die gemeinsame
Priifung durchgefiihrt wird, stimmen die zentralen Verbindungsbiiros (sieche Randnummer 31)
der beteiligten Staaten untereinander ab.

Das Ziel der gemeinsamen Priifungist die Einigung tiber den Sachverhalt und die Umsténde,die
Gegenstandder behordlichen Ermittlungen sind, sowie die einvernehmliche steuerliche
Wiirdigung auf Basisdieses Sachverhaltes(§ 12a Absatz 2 Satz 2 EUAHIG gegebenenfallsin
Verbindung mit § 117e AO).

Zentrales Element der gemeinsamen Priifungist das Einigungsbemiihen. Die Anwesenheit von
Bediensteten anderer Staaten oder Gebiete im Inland oder die Anwesenheit von inlindischen
Bedienstetenim Auslandkann Bestandteil einer gemeinsamen Priifung sein (siehe
Randnummer 20).

Die gemeinsame Priifung bietet sich daher insbesondere an, wenn eine konkrete Erwartung
besteht (zum Beispiel bei Fragen zu Verrechnungspreisen oder zu Betriebsstétten und bei
Modellender grenziiberschreitenden Steuergestaltung und Steuervermeidung),

- dassesbeireinunilateralem Vorgehen zu einer Doppelbesteuerung oder einer
Nichtbesteuerunginbeiden Staaten kommen kénnte und

- dasseine solche Doppelbesteuerung oder eine Nichtbesteuerunginbeiden Staaten durch
eingrenziiberschreitendes Einvernehmen schonim Rahmen der Priifung vermieden
werdenkonnte.

2.2 Gleichzeitige Priifung

Eine gleichzeitige Priiffungsind behérdliche Ermittlungen, die von der zustindigen
Finanzbehordegleichzeitig mit der entsprechenden Behorde einesanderen Staates oder Gebietes
in Bezug auf eine Person oder mehrere Personen von gemeinsamem oder erginzendem
Interesse durchgefiihrt werden, um die erlangten Informationen auszutauschen (§ 12 Absatz 2
Satz 1 EUAHIG gegebenenfallsin Verbindung mit § 117e AO). Die Durchfithrung wirdvonden
zentralen Verbindungsbiiros (sieche Randnummer 31) der beteiligten Staaten koordiniert. Die
teilnehmenden Behorden sind aber nichtdaran gehindert, Ermittlungenauch unter
Bertiicksichtigung ausschliefllich eigener Interessen an der Aufkliarung des Sachverhalts
vorzunehmen.

Die gleichzeitige Priiffungist dadurch gekennzeichnet, dassjede Behorde im eigenen
Hoheitsgebiet untereinander abgestimmte Ermittlungshandlungen vornimmt und die dadurch
erlangten Informationen dann der anderen Behérde mitteilt. Diese andere Behorde kann die
erhaltenen Informationen fiir das Besteuerungsverfahren nutzen.



16 Das Ziel der gleichzeitigen Prisffungistlediglich der Austausch der erlangten Informationen.

17 Diegleichzeitige Prifungbietet sich daher insbesonderean, wenn

- eine konkrete Erwartung besteht, dasses beirein unilateralem Vorgehen zu einer
Doppelbesteuerung oderzu einer Nichtbesteuerunginbeiden Staaten kommen kénnte,
der Staat, mit dem die Zusammenarbeit in Betracht kommt, keine gemeinsame Priifung
durchfiihrenkann oder will, und der Informationsaustausch bei einer gleichzeitigen
Priifung das Risiko einer Doppelbesteuerung oder einer Nichtbesteuerunginbeiden
Staatenzumindestvermindern kénnte,oder

- hierdurch Zugriffauf Informationen zu erhaltenist, die ohne die gleichzeitige Priifung
nicht oder nur erschwert zuganglich waren (ohne dass es darauf ankommt, dassdie
nationalen Ermittlungsmoglichkeiten tatsdchlich schon erschopft sind; siehe
Randnummer 25), und nicht die Erwartung besteht, dass esbei einem rein unilateralen
Vorgehenzueiner Doppelbesteuerungim Verhiltnis zu dem Staat, mitdem die
Zusammenarbeitin Betracht kommt, kommen konnte.

2.3 Anwesenheitvon Bedienstetenanderer Staaten oder Gebiete im Inland und
Anwesenheitvoninlindischen Bedienstetenim Ausland

18 Zum Informationsaustausch kénnen Bedienstete anderer Staaten oder Gebiete im Inland (§ 10

19
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Absatz 1Satz 1 EUAHIG, gegebenenfallsin Verbindung mit § 117e AO)
- indenAmtsraumenzugegensein,indenendie Finanzbehoérdenihre Tatigkeit ausiiben,

- beidenbehordlichen Ermittlungen zugegen sein, die auf inlindischem Hoheitsgebiet
von den Finanzbehoérden durchgefiihrtwerden, und

- unter Einhaltung des inldndischen Verfahrensrechtsim Beisein zustidndiger inlandischer
Bediensteter,Personenbefragen und Aufzeichnungen priifen, auch mit elektronischen
Kommunikationsmitteln.

Die Befugnisseder Bediensteten deranderen Staaten bestimmen sich dabei nach dem

inlandischen Verfahrensrecht und gehen nicht iber das hinaus, wasfir die genannten Zwecke
erforderlichist und das Recht des jeweiligen anderen Staates oder Gebietesseinen Bediensteten
gestattet (siehe ausfiihrlich Randnummern 88 bis 95).

Entsprechendkénnenauchinldndische Bedienstete zum Informationsaustauschinandere
Staaten oder Gebiete entsandt werden (§ 11 EUAHIG, § 117e AO).

Beieiner gemeinsamen Priifung sieht § 12a Absatz 1 Satz 4 EUAHIG dieentsprechende
Anwendungder Vorschriften zur Anwesenheit von Bediensteten vor. Eine derartige
Anwesenheitistdanninder Regel Teil der gemeinsamen Prifungund wird nicht separat
initiiert. Die Anwesenheit von Bedienstetenistaber auch auflerhalb einer gemeinsamen Priifung
moglich. Denkbar istsowohl eine Anwesenheit von Bediensteten bei einer gleichzeitigen
Prifungals auch eine Anwesenheitvon Bediensteten ohne Zusammenhang miteiner
gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung.

Eine Anwesenheit von Bediensteten ohne Zusammenhang miteiner gemeinsamen oder
gleichzeitigen Priifungkommt in Betracht, um Zugriff auf Informationen zu erhalten, die ohne



22

23

24

25

die Anwesenheitnicht oder nur erschwert zugianglich wiren, wenn das Ermittlungsinteresse nur
einseitigim ersuchenden Staat gegebenist (alsokein gemeinsames oder erginzendesInteresse
vorliegt;siehe Randnummern 10 oder 14).

3 Rechtliche Grundlagen

Die sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeitsind dem zwischenstaatlichen
Informationsaustausch zuzuordnen. Daher kommen hier die Rechtsgrundlagen der
zwischenstaatlichen Amtshilfe durchInformationsaustausch zur Anwendung.

Rechtsgrundlage fiir die sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit kdnnen demnach
sein:

- das EUAHIG (§§ 10bis 12a EUAHIG),

- §117e AOin Verbindung mit vélkerrechtlichen Vereinbarungen mitanderen Staaten
oder Gebieten (zum Beispiel: Amtshilfetibereinkommen, DBA'und TIEAssowie
eigenstiandige Rechts-und Amtshilfevereinbarungen)oder

- in Ermangelungeinervolkerrechtlichen Vereinbarung § 117e AOin Verbindung mit
§ 117 Absatz 3 AO.

Beieiner gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung sowieim Vorfeld zur Stellung, Annahme
oder Ablehnung eines Ersuchensdiirfen Informationen ausgetauscht werden, soweit dasnach
§ 4EUAHIG zuldssigist (§ 12 Absatz 2 Satz 2, gegebenenfallsin Verbindung mit § 12a Absatz 1
Satz 4 EUAHIG). Auchbei einer Anwesenheit (vergleiche Randnummern 18 bis 21) dirfen nur
solche Informationen offenbart werden, die nach § 4 EUAHIG tibermitteltwerden diirfen
(§10 Absatz 2 Satz 1, gegebenenfallsin Verbindung mit § 11 EUAHIG). Damit setzt der
Informationsaustausch insbesondere die voraussichtliche Erheblichkeit entsprechend

§ 6a EUAHIG voraus (§ 4 Absatz 1 Satz 1 EUAHIG). Voraussichtliche Erheblichkeit ist gegeben,
wennzum Zeitpunkt des Ersuchens beziehungsweise der Informationsweitergabe innerhalb
einer der sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit einerealistische M 6glichkeit
besteht, dassdie auszutauschenden Informationenin dem Staat,der die Informationen erhilt,
fiir die Steuerangelegenheiten eines oder mehrerer Steuerpflichtigerrelevantsind. In Fallen mit
Drittstaaten setzen die volkerrechtlichen Vereinbarungen, auf diein § 117e Absatz 2 Satz 1
Nummer3 AOverwiesenwird,inder Regel ebenfallsdie voraussichtliche Erheblichkeitder
auszutauschenden Informationen voraus.

Wegendes Verweisesauf § 4 EUAHIG gelten hinsichtlich desInformationsaustausches
grundséatzlich auch die Vorbehalte in § 4 Absatz 3 bis 6 EUAHIG. § 4 Absatz 3 Nummer2

und § 6 Absatz 3 EUAHIG findenjedoch bei gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifungen keine
Anwendung (§ 12 Absatz 2 Satz 4, gegebenenfallsin Verbindung mit § 12a Absatz 1

Satz 4 EUAHIG), das heifdt, die Durchfiihrung gemeinsamer oder gleichzeitiger Prifungen und
der Informationsaustausch innerhalb solcher Priifungenistinnerhalbder EU auch méglich,
wenndie iiblichenjeweiligeninnerstaatlichen Informationsquellen noch nicht ausgeschopft
sind. In Drittstaatenfdllensinddie nach § 117e Absatz2 Satz 1 Nummer 3 AOjeweils
einschlagigen Regelungen hinsichtlich moglicher Vorbehaltebeziiglich des
Informationsaustauschs zu beachten (zum Beispiel: bei der Ubermittlung von Informationen, die

1Stand der Doppelbesteuerungsabkommen und anderer Abkommen im Steuerbereich sowie der Abkommensverhandlungen am
1. Januar 2025 (BMF-Schreiben vom 20. Januar 2025,IV B 2 - S 1301/01499/004/003).


https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-01-15-stand-DBA-1-januar-2024.html
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ein Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisoder ein Geschiftsverfahren preisgeben wiirden,
oder hinsichtlich des vorrangigen Ausschopfensinnerstaatlicher Mittel). Diese Vorbehalte
bestimmen sichim Einzelfall unter Berticksichtigung dessachlichenund zeitlichen
Anwendungsbereichs der in Betracht kommenden Vereinbarungen (siehe insbesondere
Artikel 25 Absatz 3 der DBA-Verhandlungsgrundlage?und Artikel 21 des
Amtshilfeiibereinkommens oderin Ermangelung anwendbarer vélkerrechtlicher
Vereinbarungennach § 117 Absatz 3 AO).

Eine Informationsiibermittlung hat bei Vorliegen eines Handels-, Gewerbe-oder
Berufsgeheimnisses oder eines Geschiftsverfahrens nichtkategorisch zu unterbleiben. Vielmehr
liegt es im pflichtgeméafien Ermessen deszentralen Verbindungsbiiros, die
Informationsiibermittlung vorzunehmen, auch wenn ein Handels-, Gewerbe-oder
Berufsgeheimnis oder ein Geschiftsverfahren vorliegt. Dabeiistjedoch das
Informationsverlangen zur Durchsetzung der zutreffenden Besteuerungabzuwigen und die
schutzwiirdigen Interessen des Geheimnisinhabers zu wahren.

Einer Weitergabe von Informationen, dieiblicherweise zur Priifung der Angemessenheit von
Verrechnungspreisen zwischen verbundenen Unternehmen geeignet sind (wieetwa
Informationenzuals Vergleich in Betracht kommenden Geschiftsbeziehungen zu fremden
Lieferanten oder Kunden), an die zustindigen Behérden anderer Staatenim Rahmen einer
gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung dieser verbundenen Unternehmen stehen Handels-
oder Gewerbegeheimnissein der Regel nicht entgegen.

Das Steuergeheimnisnach§ 30 AO ist sowohl bei der Inanspruchnahmeals auch beider Leistung
von Amtshilfezubeachten. Informationen, die durch die Inanspruchnahme von Amtshilfean
Deutschland tibermitteltwerden, unterliegenim Inland dem Steuergeheimnis

(§19 Absatz 1 EUAHIG). Eine Offenbarung der Erkenntnisse,die bei inlaindischen
Finanzbehorden vorhanden sindoderbei deren Ermittlungen erlangtworden sind, gegentiber
denzustandigen Behordenanderer Staatenistim Rahmen der zwischenstaatlichen Amtshilfe
gemdfR§ 117 Absatz 2 AO zuldssig, sofern eininnerstaatlichanwendbarer Rechtsakt der EU
(Offenbarung nach § 30 Absatz 4 Nummer 2a AO), eine innerstaatlichanwendbare
volkerrechtliche Vereinbarung oder das EUAHIG (Offenbarung nach § 30 Absatz 4

Nummer2 AO) die Offenbarung zulasst.

4 Zustiandigkeiten

An der Durchfithrung der sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeitsind auf
inldndischer Seitejeweils die zustindige Finanzbehorde und das zentrale Verbindungsbiiro
beteiligt.

Zustindige Finanzbehdrdeist die fiir Ermittlungshandlungen zustéandige Finanzbehorde. Soweit
die Verwaltungszusammenarbeit auf inlindischer Seiteim Rahmen einer Aufienpriifung
durchgefithrtwirdbeziehungsweise werden soll, ist zustindige Finanzbehdrde das firdie
Auflenpriifung zustiandige Finanzamt(§ 195 AO), gegebenenfallsunter Mitwirkung des
Bundeszentralamtsfiir Steuern (BZSt; § 19 Absatz 1 und Absatz 2 Finanzverwaltungsgesetz
(FVG)). Hinsichtlich der Verwaltung der Versicherung-und Feuerschutzsteuer (§ 5

Nummer 25 FVG) und im Fall von Auftragspriifungennach § 19 Absatz 3 FVGist das BZSt
zustdndige Finanzbehorde. Bei Ermittlungshandlungen aufierhalb von Auf}enpriifungen kommt

?Verhandlungsgrundlage fiir Doppelbesteuerungsabkommen im Bereich der Steuern vom Einkommen und Vermdgen vom
22. August 2013.
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31

32

33

34

35

36

als zustandige Finanzbehorde insbesondere das fiir die Veranlagung zustindige Finanzamt in
Betracht.

Zentrales Verbindungsbiiro ist das BZSt (§ 3 Absatz 2 Satz 1 EUAHIG in Verbindung mit

§ 5Absatz 1Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a FVG und BMF-Schreiben vom 8. Oktober 2024,
IVB3-01120/19/10013:005,2024/0532074). Bei der Verwaltungszusammenarbeit mit
Drittstaatennach § 117e AO tritt bei der entsprechenden Anwendung der Vorschriften des
EUAHIG andie Stelle des zentralen Verbindungsbiiros ebenfallsdas BZSt (§ 117e Absatz 2

Satz 2 AO; im Folgenden wirdvereinfachtnur der Begriff zentrales Verbindungsbiiro verwendet).

Das BZSt als zentrales Verbindungsbiirobenennt fiir jeden Einzelfall eine oder einen seiner
Bediensteten, die oder der fiir die Beaufsichtigungund Koordinierung der
Verwaltungszusammenarbeitbeziehungsweise der angestrebten Verwaltungszusammenarbeit
verantwortlichist. Die benannte Koordinatorin oder der benannte Koordinator stellt dabeiin
erster Linie fiir den Einzelfall die Abstimmung mit denin-und ausldndischen Behérden sowie
die Wahrung der Mafdgaben fiir eine zulissige Informationsiibermittlung sicher.

Beteiligte Behdrdenim Sinne von § 12a Absatz 3und 4 EUAHIG sind sowohl die zustdndige
Finanzbehoérdeund das BZSt mit der mitwirkenden Bundesbetriebspriifung als auch daszentrale
Verbindungsbiiro. Alle beteiligten Beh6rden stimmen sich untereinander ab.

Im Ubrigen ergibt sich die Aufgabenverteilungzwischen der zustindigen Finanzbehérde, der
mitwirkenden Bundesbetriebspriifung und dem zentralen Verbindungsbiiro bei den einzelnen
Schrittenim Kontext der Durchfiihrung der sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit
aus denndheren Ausfithrungenin Teil II.

Teil Il
5 Praktische Durchfiihrung

Die folgenden Ausfiihrungen gelten

- fiir die Mitgliedstaaten der Europédischen Union (EU-Mitgliedstaaten, siehe § 1
Absatz 1 EUAHIG) und

- lberden§ 117e AO auch fiir die Staaten und Gebiete, die nicht Mitgliedstaaten der
Europiischen Union sind (Drittstaaten).

Soferndie Regelungen zwischen EU-Mitgliedstaaten und Drittstaaten voneinander abweichen,
wirdinder Regel am Ende desjeweiligen Unterabschnitts ausdriicklich daraufhingewiesen.

5.1 Initiierung und Ersuchen

5.11 Initiierung einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung durch die inlindische
Steuerverwaltung

Auf Vorschlagder zustandigen Finanzbehdrde kann daszentrale Verbindungsbiiro einen oder
mehrere EU-Mitgliedstaaten ersuchen, eine gemeinsame oder eine gleichzeitige Priifung
durchzufiihren(§ 12a Absatz 1 Satz 1 beziehungsweise § 12 Absatz 1 Satz 1 EUAHIG). Die nach

§ 19 Absatz 1und 2 FVG aneiner Aufenpriifung mitwirkende Bundesbetriebspriifung kanndie
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37

38

39

40

41

42

43

Durchfihrungeiner gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung gegeniiber dem fiir die
Auflenpriifung zustindigen Finanzamt anregen.

In diesen Fillen bestimmt die zustindige Finanzbehorde, fiir welche Person oder welche
Personen eine gemeinsame oder gleichzeitige Priifung durchgefiihrt werden soll,begriindet die
Auswahlund gibt den Zeitraum an, in dem die Priifung durchgefiihrt werden soll (§ 12 Absatz4,
gegebenenfalls in Verbindung mit§ 12a Absatz 1 Satz 4 EUAHiG).Mit der mitwirkenden
Bundesbetriebspriifung erfolgteine Abstimmung.

Der Vorschlagsoll ausreichende Angaben enthalten,um demanderen Staat oderden anderen
Staateneine informierte Entscheidung tiber das Ersuchen zu erméglichen und um Rickfragen
zuvermeiden. Angegeben werden soll zum Beispiel:

- der Zeitraum, der geprift werdensoll,

- die Bezeichnungdesauslindischen Unternehmens oder Unternehmensteils, das gepriift
werdensoll,

- eine Beschreibungderzu priifenden Transaktionen (einschlie8lichder betragsmafligen
Grofenordnung).

Fiir alle betroffenen Finanzbehdrden sollte schliissigund nachvollziehbar sein,warumsich eine
gemeinsame oder gleichzeitige Priifung anbietet.

Die Verwendung des Mustersin Anlage 1 wird empfohlen. Der Vorschlag kannin deutscher
Sprache erstelltwerden.

Der Vorschlagsoll per E-Mail an das zentrale Verbindungsbiiro
(Adresse:jointaudit@bzstbund.de) ibermittelt werden. Dabei ist der landesintern vorgegebene
Dienstweg einzuhalten.

Das zentrale Verbindungsbiiro priift die rechtliche Zuléssigkeit der vorgeschlagenen
gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung. Es kann auf demlandesintern vorgegebenen
Dienstweg mitder vorschlagenden zustindigen Finanzbehorde Kontaktaufnehmen, um Fragen
zuklirenund um Anderungen oder Erginzungen am Vorschlag abzustimmen. Das zentrale
Verbindungsbiiroiibernimmt im Anschluss die Ubersetzung des Vorschlags in die Sprache, in
der mit den Verbindungsbiiros der betroffenen anderen Staaten gewohnlich kommuniziert wird
(in der Regel Englisch), und tibermittelt den Vorschlag als Ersuchen des inldndischen zentralen
Verbindungsbiiros an das zentrale Verbindungsbiirodesanderen betroffenen Staates oder der
anderenbetroffenen Staaten.

Ersuchte Staaten sind gehalten, innerhalbvon 60 Tagen nach Erhaltdes Ersuchens ihr
Einverstindnis oder ihrebegriindete Ablehnung zu erklédren (vergleiche Artikel 12 Absatz 3,
Artikel 12a Absatz 1 Satz 2 EUAHiIRL).

Hinsichtlich der Anwesenheit inlindischer Bediensteterim Ausland ist nach den Formen der
Verwaltungszusammenarbeitzu differenzieren (siche Randnummern 18 bis 21):

- Beieiner gemeinsamen Priifungist die Anwesenheitin der Regel Teilder gemeinsamen
Prifungund wird nicht separat initiiert.
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44

45

46

47

48

- Istbeieiner gleichzeitigen Priifung die Anwesenheit inlindischer Bediensteterim
Ausland geplant, so soll darauf schonbei der Initiierung der gleichzeitigen Priifung
hingewiesen werden.Die Initiierung der Anwesenheit wird in diesem Fall mit der
Initiierung der gleichzeitigen Priifung verbunden.

- Firdie Initilerung der Anwesenheitinldndischer Bediensteter inanderen EU-
Mitgliedstaaten zum Informationsaustausch (§ 11in Verbindung mit § 10 EUAHIG)
auflerhalbeiner gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung gelten die in
Randnummern 36 bis 42 beschriebenen Abldufe entsprechend. In diesen Féllen gilt
weiter eine Anhorungspflicht (Randnummern 58 bis 62).

Uber § 117e AO geltendie inden Randnummern 36 bis 43 beschriebenen Abliufeauchim
Verhiltnis zu Drittstaaten. Andersals bei EU-Mitgliedstaaten bestehtfiir Drittstaaten aber keine
rechtliche Verpflichtung, innerhalbvon 60 Tagen nach Erhaltdes Ersuchensihr Einverstindnis
oder ihre begriindete Ablehnung zu erkliren. Beibeabsichtigter sonstiger
Verwaltungszusammenarbeit mit Drittstaaten ist vor Ubermittlung eines Ersuchens ins Ausland
dienach § 117e Absatz 2 Satz 3 AOin der Regel weiterhin bestehende Anhérungspflicht zu
beachten (dazu Randnummern 58 bis 62).

5.1.2 Initiierung einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung durch auslandische
Finanzbehoérden

Das zentrale Verbindungsbiironimmt Ersuchen anderer EU-Mitgliedstaaten, eine gemeinsame
oder eine gleichzeitige Priifung durchzufiihren,entgegen (§ 12a Absatz 1 Satz 2 beziehungsweise
§ 12 Absatz 1 Satz 2 EUAHIG). Es priift die rechtliche Zuléssigkeit der eingehenden Ersuchenund
unterrichtetdas fiir die Auflenpriifungzustindige Finanzamt auf demlandesintern
vorgegebenen Dienstwegsowie das gegebenenfalls fiir eine Prisfungsmitwirkung nach § 19
Absatz 1und 2 FVG zustindige Referat im BZSt. Die Ubermittlung erfolgtin der Regel per E-Mail
andie dem zentralen Verbindungsbiirojeweils fiir diesen Zweck benannten elektronischen
Postficher. In englischer Sprache eingehende Ersuchen leitet das BZSt ohne Ubersetzung weiter.

Besteht Anlass fiir die Annahme, dass im Inland eher Ermittlungshandlungen aufierhalbeiner
Aufienpriifung geeignet sein konnten, stimmt daszentrale Verbindungsbiiro mit der obersten
Finanzbeh6rde oder mit der von dieserbeauftragten Behérde des Landes, durch deren Behdrden
im ersuchten Fall Ermittlungshandlungen in Betracht kommen, ab, welche andere Stelle (zum
Beispiel Veranlagungsfinanzamt) unterrichtet wird. Sind mehrere Lander betroffen, regt das
zentrale Verbindungsbiiro eine Abstimmung unter den betroffenen Landesfinanzbehérden an.

Die unterrichtete zustindige Finanzbeh6rde entscheidet,obsie ander gemeinsamen oder
gleichzeitigen Prafungteilnimmt (§ 12a Absatz 1 Satz 4, gegebenenfallsin Verbindung mit

§ 12 Absatz 5 Satz 1 EUAHIG). Sind mehrere zustindige Finanzbehérden von demselben
Ersuchenbetroffen,sollte die Entscheidung moéglichstnach Abstimmung getroffen werden. In
denFillen,indenendas BZStander Aufienpriifung mitwirkt (§ 19 Absatz 1und 2 FVG),
entscheidet diezustindige Finanzbehorde unter Einhaltung deslandesinternen Dienstweges
gemeinsam mit der mitwirkenden Bundesbetriebspriifung.

Eine ablehnende Entscheidungist zu begriinden. Die Begriindung kannin deutscher Sprache
erstelltwerden.Die ablehnende Entscheidungwird dannin die Sprache,in der mit den
Verbindungsbiiros derbetroffenen Staaten kommuniziert wird (in der Regel Englisch), vom
zentralen Verbindungsbiiro iibersetzt.
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50

51

52

53

54

55

Die Entscheidung wird unter Beachtung deslandesintern vorgegebenen Dienstwegs dem
zentralen Verbindungsbiiro mitgeteilt. Die Ubermittlung der Entscheidung an das zentrale
Verbindungsbiirosoll per E-Mail (Adresse: joint.audit@bzst.bund.de) erfolgen.

Das zentrale Verbindungsbiiroteilt dem ersuchenden Staatinnerhalbvon 60 Tagennach Erhalt
des Ersuchensdas Einverstindnis oder die begriindete Ablehnung mit (§ 12 Absatz 5 Satz 2,
gegebenenfalls in Verbindung mit§ 12a Absatz 1 Satz 4 EUAHIG).

Die in den Randnummern 45 bis 50 beschriebenen Ablaufe gelten entsprechend fiir die
Initiierung der Anwesenheit auslindischer Bediensteterim Inland zum Informationsaustausch
(§ 10 EUAHIG) aufierhalb einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung. Dabeiist die fiir eine
solche Anwesenheit weiterhin bestehende Anhorungspflichtzubeachten (siehe
Randnummern 58 bis 62).

Auf der rechtlichen Grundlagevon § 117e AO gelten die vorstehend beschriebenen Ablaufe auch
im Verhiltnis zu Drittstaaten. Indiesen Fillenist die Einhaltung der 60-Tage-Frist (siehe
Randnummer 50) nur eine Soll-Maf3gabe (§ 117e Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AO). Beziehtsich das
auslandische Ersuchen (auch) aufeine Anwesenheitim Inland, ist vonder in

§ 117e Absatz 1 Satz 1 AOvorausgesetzten Gegenseitigkeit auszugehen,wenn die auslandische
zustiandige Behorde gegeniiber dem zentralen Verbindungsbiiro erklart, dasses in einer
entsprechenden Konstellation auch eine entsprechende Anwesenheitinlandischer Bediensteter
zulassen wiirde. Vor Ubermittlung eines Einverstindnisses an die ersuchende auslindische
zustiandige Behorde istdie nach § 117e Absatz 2 Satz 3 AOin der Regel weiterhin bestehende
Anhorungspflichtzu beachten (siehe Randnummern 57 bis 62).

5.1.3 Anregung durch Steuerpflichtige

Ein Antragsrecht der Steuerpflichtigen hinsichtlich des Anstof3ens einer der sonstigen Formen
der Verwaltungszusammenarbeit bestehtnicht. Ungeachtetdessen konnen Steuerpflichtige bei
denjeweils zustandigen Finanzbehérden anregen,davon Gebrauch zu machen. Eine Anregung
kommtinsbesonderedannin Betracht, wennder Steuerpflichtige im Einzelfall konkrete
Hinweise darauf hat, dasses beiihm ohne eine solche Verwaltungszusammenarbeitdurch
unilaterale Mafinahmen zu einer Doppelbesteuerung kommen kénnte.

5.14 Auswahltreffen

Wollen Staaten Informationen austauschen, um zukldren, obeine der sonstigen Formen der
Verwaltungszusammenarbeitin einem bestimmten Fallsinnvoll erscheint, kann optional bereits
dafiir ein physischesoder virtuelles Treffen zur zwischenstaatlichen Abstimmung und Klarung
stattfinden (Auswahltreffen beziehungsweise Selection Meeting). Nach § 12 Absatz 2 Satz 2 und

§ 12a Absatz 1Satz 4 EUAHiIG konnenbereitsdie Informationen, die im Vorfeld der
gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung zur Stellung oder der Annahme oder Ablehnung eines
Ersuchenseinesanderen Staateserforderlich sind, ausgetauscht werden, soweit diesnach

§ 4 EUAHIG zuléssigist (vergleiche Randnummern 24 bis 28). Auswahltreffen konnen auch mit
Drittstaatenangeregtund durchgefiihrt werden.

Hinsichtlich der Initiierung eines Auswahltreffens gelten die in den Randnummern 36 bis 52

dargestellten Abldufe entsprechend. Die Initiierung eines Auswahltreffensstellt kein formales
Ersuchendarund l6st deshalbauchnicht die 60-Tage-Fristaus (siehe Randnummern 42 und 50).
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57

58

59

60

61

62

Nach dem Auswahltreffen ersucht gegebenenfallseiner der beteiligten Staaten nach den
allgemein vorgesehenen Abldufen (siche Randnummern 36 bis 52) um die Durchfithrung derals
sinnvoll angesehenen sonstigen Form der Verwaltungszusammenarbeit.

5.1.5 Anhorung

Beigemeinsamen oder gleichzeitigen Priifungen mit EU-Mitgliedstaaten ist eine Anhérung der
Beteiligten gemaf? § 117 Absatz 4 Satz 3 AO nicht erforderlich (§§ 12a Absatz 1 Satz4 und
12 Absatz 7 EUAHIG).

Fiir die Anwesenheit (§§ 10und 11 EUAHiG) auflerhalb einer gemeinsamen oder gleichzeitigen
Prifung sowie bei einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung mit Drittstaatenist eine
Anhorung der Beteiligtenjedoch erforderlich (§ 117e Absatz 2 Satz 3 AO). Inder Regel sind daher
der Steuerpflichtige und alle weiteren vom Informationsaustausch betroffenen inlindischen
Beteiligten rechtzeitiganzuhoren (§§ 117e Absatz 2 Satz 3und 117 Absatz 4 Satz 3AOin
Verbindung mit § 91 AO). Hierdurch soll ihnen Gelegenheitgegeben werden,sich zu &uflern und
gegebenenfalls Einwinde vorbringenzu konnen. Inder Regel ist insoweit die Anhérung bereits
vor der Ubermittlung von Informationen, die der Anbahnung einer Durchfiihrungeinerder
sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeitdienen - auch vor der Initiierung eines
Auswahltreffens -, erforderlich. Die Anhérung solltedie im Muster der Anlage 2 ersichtlichen
Inhalte enthalten.

Zielendie behordlichen Ermittlungenim Inland aufein Verfahren der Aufienpriifung nach den
§§ 193 bis 207 AO, so kannauf die Anhoérung des inlandischen Beteiligten bis zur Bekanntgabe
der Prifungsanordnung verzichtet werden, sofern anderenfallsder Erfolgder gemeinsamen
oder gleichzeitigen Priifung hierdurch gefihrdet wiirde(§ 117e Absatz 2 Satz 3

zweiter Halbsatz AO). Obim Ausnahmefall auf eine Anhérung verzichtetwerden kann, hat die
zustidndige Finanzbehorde nach pflichtgeméafiem Ermessen und unter Berticksichtigung der
allgemeinen Grundsitzedes § 91 AO zu entscheiden. Die jeweilige Ermessensausiibungist
aktenkundig zu machen.

Wurde der zu priifende Steuerpflichtigeim Hinblick auf den beabsichtigten
Informationsaustausch mit Drittstaaten bereitsim Zusammenhang mit der Initiierung der
gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung angehort, so bedarfesinder Regelkeiner erneuten
Anh6rung, wennim Zuge der Priifung weitere Informationen ausgetauscht oder offenbart
werdensollen.

Zustéandig fiir die Anhorungist die fiir die Ermittlungen zustandige Finanzbehorde. Sie
informiert iiber denlandesinternen Dienstweg das zentrale Verbindungsbiiro tiber das Ergebnis
der Anhorungoderbeientsprechender Ermessensentscheidung tiber das Unterlassen einer
Anhorung. Im letzteren Fall werden dem zentralen Verbindungsbiiroauch die
Ermessenserwigungen mitgeteilt. Die Anhérung kann miindlich oder schriftlich erfolgen. Bei
einer miindlichen Anhérung sind die Anhérungund die Stellungnahme der beteiligten Person
aktenkundig zu machen. Die Anhérungsfrist soll im Regelfall vier Wochen betragen, wenn nicht
im Einzelfall einelangere Frist geboten erscheint.

Istim Zusammenhang mit der beabsichtigten sonstigen Verwaltungszusammenarbeitmit einem
Drittstaat auch eine sonstige Verwaltungszusammenarbeit mit einem EU-Mitgliedstaat
beabsichtigt, sollte zur Vermeidung von Missverstindnissen in der Anhérung, die ansich nur
hinsichtlich der Zusammenarbeit mit dem Drittstaat erforderlichist,auch aufdie
Zusammenarbeitmit dem EU-Mitgliedstaat hingewiesen werden.
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5.2 Information des Steuerpflichtigenbei gemeinsamen und gleichzeitigen Priifungen

Die inlandische steuerpflichtige Person, auf die sich die gemeinsame oder gleichzeitige Priifung
bezieht, wird durch das zentrale Verbindungsbiiro grundsatzlich unverziiglich tiber die
Durchfithrungder gemeinsamen oder gleichzeitigen Prifung informiert, sobald das
Einverstandnis iiber dasZustandekommen der Priifung beiinlindisch initiierten Fallen von dem
anderen EU-Mitgliedstaat oder beiausldandischinitiierten Fallen durch daszentrale
Verbindungsbiiro ibermittelt wordenist (§§12 Absatz 6 Satz 1 und 12a Absatz 1 Satz 4 EUAHIG).
Anbahnungsschritte wie ein Auswahltreffen (Randnummer 54) oder die blofRe Ubermittlung
eines Ersuchenslosen noch keine Informationspflichtaus (zur Anhérungspflicht, die in Féllen,
andenen Drittstaaten beteiligt sind, allerdings besteht, vergleiche Randnummer 58).

Das Informationsschreiben folgtinder Regel dem Muster der Anlage 3. Eine Kopie wirdauch der
zustdndigen Finanzbehorde unter Beachtungdes landesinternen Dienstweges tibermittelt. Das
Informationsschreibenist kein Verwaltungsakt. Das Informationsschreiben stelltzugleich den
erforderlichen Hinweisnach§ 171 Absatz 4 Satz 6 AO dar.

Beieiner gemeinsamen oder gleichzeitigen Prifung mussder Steuerpflichtige nicht informiert
werden, wenndie Interessen Dritter, der Finanzbehérden oder desanderen EU-Mitgliedstaates
ander Nichterteilung der Information die Interessen der betroffenen Person iiberwiegen
(§12a Absatz 1Satz 4und § 12 Absatz 6 Satz 1 EUAHIG). Daher fragtdas zentrale
Verbindungsbiirovor einer Information des Steuerpflichtigen unter Beachtungdes
landesinternen Dienstwegesbeider zustandigen Finanzbehdrdein Abstimmung mit der
mitwirkenden Bundesbetriebspriifung und dem anderen EU-Mitgliedstaat ab, ob Einwadnde
gegendie Information des Steuerpflichtigen bestehen. Sollten Einwande geduflertoder dem
zentralen Verbindungsbiiro schutzwiirdige Interessen Dritterbekannt werden, sowagt esdiese
abund entscheidet dann dariiber, obdie betroffene steuerpflichtige Personinformiert wird.

Uber denVerweisin§ 117e AOist § 12 Absatz 6 (gegebenenfallsin Verbindung mit

§ 12a Absatz 1Satz 4 EUAHIG) auchin Drittstaatenfillen entsprechend anzuwenden. Dabei spielt
es keine Rolle,dassindiesen Fillenin der Regel zuvor schon eine Anhérung erfolgt ist

(siehe Randnummern 57 bis 62).

5.3 Information des Steuerpflichtigen bei Anwesenheit von Bedienstetenim Ausland

Anders als bei gemeinsamen und gleichzeitigen Priifungen fordertdas EUAHiGneben der
Anhorung (siehe 5.1.5) keine Information des Steuerpflichtigen tiber die Anwesenheit von
Bediensteten anderer Staaten oder Gebiete im Inland sowie die Anwesenheit voninldndischen
Bedienstetenim Ausland. Allerdingsist der Steuerpflichtigenach § 171 Absatz 4 Satz 6 AO aus
Griindender Ablaufhemmung der Festsetzungsfristdurch die zustiandige Finanzbehoérde auf die
Inanspruchnahmeder zwischenstaatlichen Amtshilfe hinzuweisen. Die Informationspflicht wird
nichtbereits durch die vorangegangene Anhérung erfiillt.

5.4 Einwendungen des Steuerpflichtigen

Die zustindige Finanzbehoérde und das zentrale Verbindungsbiiro informieren sich gegenseitig,
sobald ein Steuerpflichtiger Einwendungen geltend macht, die

- gegendie Durchfiihrung einer sonstigen Form der Verwaltungszusammenarbeit oder
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69

70

71

72

73

74

- gegendenspezifischenbeabsichtigten Informationsaustausch im Zusammenhang mit
einer sonstigen Form der Verwaltungszusammenarbeit gerichtet sind.

Beide Behorden stimmen sich dannzum weiteren Vorgehen ab. Der landesinterne Dienstweg ist
zuwahren.

Das zentrale Verbindungsbiiro entscheidet - unabhédngig davon, bei welcherbeteiligten Behorde
die Einwendungen eingegangen sind - nach Abstimmung mit der zustindigen Finanzbehorde
und unter Wahrung des landesinternen Dienstweges iber die Einwendungen des
Steuerpflichtigen. Uber seine Entscheidung unterrichtet es den Steuerpflichtigen und die
zustdndige Finanzbehorde sowie die mitwirkende Bundesbetriebsprifung.

Hélt das zentrale Verbindungsbiironach Abstimmung mitder zustindigen Finanzbeh6érde und
unter Wahrung des landesinternen Dienstweges die Einwendungen des Steuerpflichtigen fiir
begriindet, so wirddie beanstandete Form der Verwaltungszusammenarbeitoderder
beanstandete spezifische Informationsaustausch nicht durchgefiihrtbeziehungsweise nicht
weitergefiihrt. Eine nationale Aufenpriifung kann ungeachtetder Einwendungen gegenden
Informationsaustausch begonnen beziehungsweise fortgefithrtwerden. Werden die
Einwendungen fiir unbegriindetgehalten, so erfolgt die Unterrichtungdes Steuerpflichtigen
rechtzeitig vor der Informationsweitergabe (beziehungsweise, vor weiterer
Informationsweitergabe, soweit Einwendungen erst erhoben wurden, nachdem schon
Informationen weitergegeben wurden) in das Ausland (siehe Textziffer 3.2.1 Merkblatt
Amtshilfe).

5.5 Benennung der zustindigen Bediensteten mit Befugnis zum direkten
Informationsaustausch

Die fiir den Einzelfallbenannte Koordinatorin oder der benannte Koordinator sind zustindige
Bedienstete, die zum direkten Informationsaustausch mit demanderen Staatbefugt sind.

Sind gemeinsame oder gleichzeitige Prifungen vereinbart, sobenennt das zentrale
Verbindungsbirofiir denjeweiligen Einzelfall die fiir die behérdlichen Ermittlungen
zustandigen Amtstrager der Bundes-und Landesfinanzbehoérden (§ 3 Absatz 3a EUAHIG),
typischerweise die fachlich zustindigen Auf3enpriifungspersonen, als weitere zustédndige
Bedienstete. Diese Personen sind damit ebenfallsim festgelegten Umfang zum direkten
Informationsaustausch mitdem anderen Staat befugt.

Welche konkreten Personen alszustindige Bedienstete benannt werden sollen, teilt die
zustandige Finanzbehorde unter Riicksprache mitder mitwirkenden Bundesbetriebspriifung
und unter Einhaltung des landesinternen Dienstweges dem zentralen Verbindungsbiiroinder
Regel bereitsim Rahmen der Initiierung einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prifungmit.
Die Benennung erfolgtdurch Schreiben des zentralen Verbindungsbiiros an die zustindige
Finanzbehdérdeund an die mitwirkende Bundesbetriebspriifung. Denim Fall betroffenen
ausldandischen zustindigen Behorden tibermittelt das zentrale Verbindungsbiiro eine Kopie des
Benennungsschreibens inder Sprache,in der mitden Verbindungsbiiros der betroffenen Staaten
kommuniziert wird (in der Regel Englisch).

Die Befugnis zumdirekten Informationsaustausch beziehtsich aufden miindlichen Austausch
in physischen oder virtuellen Zusammentreffen, dievom zentralen Verbindungsbiiro
koordiniertwerden, sowie aufden Austausch von Dokumenten an Ort und Stelle. Der Austausch
schriftlicher Informationen auflerhalbvon Zusammentreffen an Ort und Stelle erfolgt Giber die
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75

76

77

78

79

80

81

Koordinatorin oder den Koordinator elektronisch gesichert(innerhalbder EU iber das CCN-
Netzwerk3).

Auch ohne beziehungsweise schon vor der Vereinbarung einer gemeinsamen oder gleichzeitigen
Prifungkanndas zentrale Verbindungsbiirofiir die behérdlichen Ermittlungen zustindige
Amtstragerinnen oder Amtstriger der Bundes- und Landesfinanzbehoérden auf Anregung dieser
Behordenunter Wahrungdes landesinternen Dienstweges fiirden jeweiligen Einzelfall als
zusitzliche zustindige Bedienstete benennen (§ 3 Absatz 2 Satz 3 EUAHiG). Daskommt
insbesondere fiir Auswahltreffen oder fiir eine Anwesenheitaufierhalbvon gemeinsamen oder
gleichzeitigen Priiffungenin Betracht. Die Randnummern 72 bis 74 gelten entsprechend.

Die im Einzelfall betroffenen auslandischen zustandigen Behérden teilen demzentralen
Verbindungsbiirodie dortim Einzelfall benannten ausldndischen Bediensteten mit. Die
Koordinatorin oder der Koordinatorinformiertdariber dieim Inland fiir den Einzelfall
benannteninldndischen Bediensteten.

5.6 Priiffungsanordnung

Fiir eine gemeinsame oder gleichzeitige Priifung im Rahmen einer Aufienpriifung finden
grundsétzlich die fiir die nationale Aufenpriifung geltenden Regelungen Anwendung
(§§ 193 bis 202 AO; Regelungen der Betriebspriifungsordnung (BpO)).

In der Prifungsanordnung sind weder die auslandischen Priifer namentlich zu benennen, noch
Hinweise aufdie gemeinsame oder gleichzeitige Priifung aufzunehmen (zur Information des
Steuerpflichtigen; siehe Randnummern 63 bis 66).

5.7  Auftaktsitzung

Nachder zwischenstaatlichen Vereinbarung einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung
findet tiblicherweise eine Auftaktsitzung statt. Diese kann physisch oder virtuell durchgefiihrt
werden. Voninldndischer Seitenehmenin der Regel die Koordinatoren und die weiteren fiir den
Einzelfall benannteninldndischen Bediensteten teil.

Die Auftaktsitzung dient einem ersten intensiven unmittelbaren Austausch zum Priifungsfall
sowie zur Abstimmung der weiteren Zusammenarbeit.

Beider gemeinsamen Priifung treffen die inlandischen beteiligten Behérden (Randnummer 33)
mit der auslandischen beteiligten Behordein der Regel in der Auftaktsitzung (gegebenenfalls
auch davor oderdanach)eine Vereinbarung iiber die Einzelheiten der gemeinsamen Priifung
(§12a Absatz 3 Satz 1 EUAHIG). Einzelheiten, die in der Vereinbarungfestgehalten werden
konnen, sind beispielsweise

- diejeweiligen Zustidndigkeiten und Ansprechpersonen,

- die Priifungsschwerpunkte und -zeitraume und

3 CCN-Netzwerk: Die gemeinsame Plattform auf der Grundlage des Gemeinsamen Kommunikationsnetzes (common communication
network- CNN), die von der Union fiir jegliche elektronische Datentiibertragung zwischen denzustindigen Beh6érdenim Bereich Zoll
und Steuern entwickelt wurde (Artikel 3 Nummer 13 EUAHIRL).
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82

83

84

85

86

87

- der Zeitplan fiir die Priifung, gegebenenfalls einschlief}lich der beabsichtigten
gegenseitigen Anwesenheit.

Die Vereinbarungist verwaltungsinterner Art. Uber ihre Formentscheiden die ander
gemeinsamen Prifungbeteiligten Behorden. Es ist tiblich, die Vereinbarungineinem
verwaltungsinternen schriftlichen Protokoll festzuhalten, das durchdie Koordinatorin oderden
Koordinator erstellt wird. Die Vereinbarung kannim weiteren Verlauf der gemeinsamen Priifung
angepasst werden, insbesondere um neue Entwicklungen zu beriicksichtigen. Zur Sprachesiehe
Randnummer 84. Bei einer gemeinsamen Priifung mit Drittstaaten gelten die Randnummern 78
bis 81 entsprechend(§ 117e Absatz1 AO).

Beieiner gleichzeitigen Priifung kénnenin entsprechender Anwendung von § 12a Absatz 3

Satz 1 EUAHIG ebenfalls Vereinbarungen iiber Einzelheiten der Durchfiihrung getroffen werden.
Dabeiist zu erwarten, dassdie zwischenstaatliche Koordinierung der Priifungsschritte inder
Regel wenigerintensiv als bei gemeinsamen Priiffungen sein wird.

5.8 Sprache und Kommunikation

Die Amtssprachefir dasinldndische Besteuerungsverfahrenist Deutsch. Als Arbeitssprache
koénnenim Einvernehmen mitallen Beteiligten auch Fremdsprachen bestimmtwerden.

Dienach § 12a Absatz 3 EUAHIG zwischenstaatlich zu treffende Vereinbarungtiber die
Einzelheiten einer gemeinsamen Prifung hat auch eine Regelungbeziiglich der verwendeten
Sprache zu enthalten (§ 12a Absatz 3 Satz 2 EUAHIG). Indieser Sprache wird dann insbesondere
auchderin§12a Absatz 5 EUAHIG geregelte Prifungsbericht (siehe Randnummern 101 bis 106)
verfasst. Die Vereinbarung mehrerer, nebeneinander giiltiger Arbeitssprachenistmaoglich.

Die inldndischen Bediensteten erteilen den auslindischen Bediensteten alle Auskiinfte, die fur
die Festsetzung der Steuernim anderen Staat voraussichtlich erheblich sind (zum Beispiel fiir
gemeinsame Priifungennach § 12a Absatz 1 Satz 4 in Verbindung mit § 12 Absatz 2

Satz 2 EUAHIG). Dabei sind die weiteren Ausfiihrungen in den Randnummern 24 bis 28 sowie 71
bis 76 zubeachten.

Wenn ausnahmsweise die Koordinatorin oder der Koordinator bei einem Informationsaustausch
im Rahmen eines physischen oder virtuellen Zusammentreffens nichtanwesend ist, sind sie in
geeigneter Weise iiber die ausgetauschten Informationen zu informieren. Das zentrale
Verbindungsbiirodokumentiert den Informationsaustausch in seinen Akten. Die
Randnummern 83 bis 85 gelten fiir Drittstaaten-Félle entsprechend.

5.9 Weitere Durchfiihrung

5.91 Anwendung der gewohnlichen Rechtsgrundlagen fiir Ermittlungenim Inland
Die ermittelndeninldndischen Finanzbehoérden fithren, sofern Ermittlungenim Inland
durchgefiihrtwerden, dieseauch im Kontextder sonstigen Formen der

Verwaltungszusammenarbeitin der Regel nach den fiir die gewdhnlichen Ermittlungen
einschldgigen Rechtsgrundlagen und Abldufen durch.
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89

90

91

92

93

94

5.92 Befugnisse bei Anwesenheit auslindischer Bediensteter im Inland

Beieiner Anwesenheitvon Bediensteten anderer EU-Mitgliedstaatenim Inland ergebensich
deren Befugnisse aus§ 10 Absatz 1in Verbindung mit § 10 Absatz 3 EUAHiG. Demnach diirfen
nach Gestattung durch daszentrale Verbindungsbiiro im Einzelfall unter von diesem
festgelegten Voraussetzungen Bedienstete eines anderen Staates fiir Zwecke des
Informationsaustausches

- indenAmtsriumenzugegensein,indenendie Finanzbehoérdenihre Tatigkeiten
ausiben,

- beidenbehordlichen Ermittlungen zugegen sein, die auf deutschem Hoheitsgebiet von
den Finanzbehorden durchgefiihrt werden, und

- unter Einhaltung des inlandischen Verfahrensrechtsim Beisein einesinldndischen
Bediensteten Personenbefragen und Aufzeichnungen priifen.

Im Rahmeneiner gemeinsamen Priifung gelten die Befugnisse nach § 12a Absatz 1
Satz 4 EUAHIG (mit Ausnahmevon § 10 Absatz 1 Satz 3und 4 EUAHIG) entsprechend.

Die Teilnahmeanbehordlichen Ermittlungen, einschliefRlich der Befragung von Personen und
der Prifung von Aufzeichnungen mit elektronischen Kommunikationsmitteln, ist zu gestatten
(§87a Absatz 1Satz 3 AO gilt nach § 10 Absatz 1 Satz 2 EUAHIG entsprechend), sofern dies
angezeigtist. Im Verhdltniszu Drittstaatenistiber die Teilnahmenach pflichtgeméfiem
Ermessenzuentscheiden(§ 117e Absatz 2 Satz 1 Nummer1 AO).

Bevor die Anwesenheit von Bediensteten anderer EU-Mitgliedstaaten im Inland gestattet wird,
stimmt sich daszentrale Verbindungsbiiro mitder jeweils fiir Ermittlungshandlungenim Inland
zustiandigen Behorde und mitwirkenden Bundesbetriebspriifungab. Die landesinternen
Dienstwege miissenbeachtetwerden.

Beider Anwesenheitist sicherzustellen, dass den Bediensteten der anderen EU-Mitgliedstaaten
nur solche Informationen offenbartwerden, die nach § 4 EUAHIG Ubermitteltwerden dirfen (zu
Drittstaatenfallen, siehe Randnummer 24 und 25). Sind erbetene Informationen in Unterlagen
enthalten, zu denen die Finanzbehorde Zugang hat, sowerden den Bediensteten deranderen
EU-Mitgliedstaaten Kopien dieser Unterlagen ausgehandigt(§ 10 Absatz 2 EUAHIG).

Die Befugnisseder Bediensteten deranderen EU-Mitgliedstaaten bestimmen sichnach dem
inlandischen Verfahrensrecht. Sie gehen nicht iber dashinaus,was

- firdiein§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1bis 3 EUAHiIG genannten Zwecke erforderlich ist
und

- dasRechtdesjeweiligenanderen EU-Mitgliedstaates seinen Bediensteten gestattet
(§ 10 Absatz 3 Satz 1 EUAHIG).

Anwesende auslidndische Bedienstete sind nicht Amtstréger (§ 7 AO) oder diesen gleichgestellten
Personen (§ 30 Absatz 3 AO). Sie konnen keine Befugnisse, die sich aus der Abgabenordnung
ergeben, unmittelbar ausiiben. Ausldndische Bedienstete konnen aus diesem Grund unter keinen
Umstdanden selbst Verwaltungsakte erlassen oder Vollstreckungsmafnahmen vornehmen.
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96

97

98

99

Verweigerteine Person die Mitwirkung bei einer Befragung oder bei der Priifung von
Aufzeichnungen, so gilt diese Verweigerung wie eine Verweigerung gegeniiber inlandischen
Bediensteten(§ 10 Absatz 3 Satz 2 EUAHIG).

5.93 Befugnisse bei Anwesenheitinlindischer Bediensteterim Ausland

Fiir die Anwesenheit voninldndischen Bedienstetenim Ausland gelten die Ausfiihrungeninden
Randnummern 88 bis 95 entsprechend (§ 11 EUAHIG in Verbindung mit§ 10 EUAHIG). Kommt
esim Rahmen einer gemeinsamen Priifungzur Anwesenheit voninlindischen Bedienstetenim
Ausland, gilt (mit Ausnahmevon § 10 Absatz 1 Satz 3und 4 EUAHIG) § 11in Verbindung mit

§ 10 EUAHIG entsprechend (§ 12a Absatz 1 Satz 4 EUAHIG).

Fir die Anwesenheit voninlidndischen Bedienstetenim Auslandist es erforderlich, dass sie durch
die ausldndischezustiandige Behorde gestattet wird.

Zu beachtenist, dassdie Befugnisse der inlindischen Bedienstetenim Ausland nicht nur durch
das inlandische Verfahrensrecht, sondern zusatzlich durch dasRecht desanderen Staates
begrenzt werden (doppelte Beschrankung; § 10 Absatz 3 Satz 1 EUAHIG - inentsprechender
Anwendung).

5.94 Einigungsbemiihenbeigemeinsamen Priifungen

Uber denbei allen sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeitvorgesehenen Austausch
von Informationen hinausist Besonderheit der gemeinsamen Priifung das Einigungsbemiihen.

Die beteiligten Beh6rden bemiihensich,

- sichmitder entsprechenden Behdrde desanderen Staates tiber den Sachverhalt und die
Umstdnde,die Gegenstand der gemeinsamen Priifung sind, zueinigen sowie

- eine einvernehmliche steuerliche Wiirdigung im Rahmen des jeweils geltenden Rechts
auf Basis dieses Sachverhaltszu erreichen (§ 12a Absatz 4 Satz 1 EUAHIG).

Eine einvernehmliche Wiirdigung wird angestrebt, istaber nicht zwingend.

5.9.5 Verwendbarkeit der Informationen und Dokumente

100 Samtlicheim Rahmen des EUAHiGerlangten Informationen und Dokumentekénnenvonden

Behorden,die diese Informationen und Dokumente verwenden, wie vergleichbare inlandische
Informationen und Dokumente angefiihrt und als Beweismittel verwendetwerden

(§ 15 Absatz 4 EUAHIG). Dies gilt entsprechend bei der Zusammenarbeit mit Drittstaaten. Bei
gemeinsamen Priifungen unterstiitzen die beteiligten Behdrden erforderlichenfalls die
entsprechenden Behérden deranderen Staaten bei Beweisfiihrungen

(§12a Absatz 4 Satz 4 EUAHIG), etwa indem Zeugenaussagen voninlindischen Bedienstetenim
Ausland ermoglicht werden. Umgekehrtist zu erwarten, dass die entsprechenden Behérden der
anderen Staatenim Bedarfsfalleine Beweisfithrung im Inland unterstiitzen. Im Verhéltniszu
Drittstaaten gelten die vorherigen Ausfithrungen mitderin § 117e Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 AO
vorgesehenen Einschrinkung der Gegenseitigkeit und des Ermessens entsprechend.
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5.96 Gemeinsamer Priifungsberichtbei gemeinsamen Priifungen

101 Die Feststellungen, iiber die in einer gemeinsamen Priifung Einigung erzielt wordenist, sind in
einem gemeinsamen Priifungsbericht festzuhalten. Die Feststellungen, tiber dieinder
gemeinsamen Priifung keine Einigung erzielt wordenist, kdnnenin dem gemeinsamen
Prifungsberichtfestgehalten werden (§ 12a Absatz 4 Satz 2 EUAHIG). Bei gemeinsamen
Prifungen mit Drittstaaten sollen die Feststellungen in einem gemeinsamen Priifungsbericht
festgehalten werden, soweit derandere Staat dazu bereitist (§ 117e Absatz 2 Satz 1
Nummer4 AO). Der gemeinsame Priifungsbericht soll sicham Muster inder Anlage4
orientieren. Zur Sprache des gemeinsamen Priifungsberichts vergleiche Randnummer 84.

102 Der gemeinsame Priifungsbericht wird zwischen deninldndischen beteiligten Behérden und den

entsprechenden Behérdenderanderen an der gemeinsamen Priifung beteiligten Staaten
abgestimmt.Im Abstimmungsprozess geniigt in der Regel die Zustimmung im gesicherten
elektronischen Austausch (innerhalbder EU tiber das CCN-Netzwerk, siehe Randnummer 74).

Der gemeinsame Priifungsbericht muss nicht unterschrieben werden. Besteht eine auslandische

zustiandige Behorde aufeinen unterschriebenen gemeinsamen Priifungsbericht, unterschreibt
auf deutscher Seite jeweils eine Vertretungspersonjeder deutschen beteiligten Behorde.

103 Die Priifungsfeststellungen aus einer nationalen Auflenpriifung, die nicht Gegenstand der

gemeinsamen Priiffung waren, diirfen nicht in den gemeinsamen Priifungsberichtaufgenommen

werden.

104 Die inldndische Person, auf die sich die gemeinsame Priifung bezieht, muss innerhalbvon
60 Tagennach der Erstellung des gemeinsamen Priifungsberichtes durch diefiir diese
Ermittlung zustandige Finanzbehorde iber das Ergebnis der gemeinsamen Priifung unterricht

et

werden;der Unterrichtungist eine Kopie des gemeinsamen Priifungsberichtes beizufiigen (§ 12a
Absatz 5Satz 1und 2 EUAHIG). Der tibrige Austausch zwischen den Behorden zur Abstimmung

des gemeinsamen Priifungsberichtesbleibt verwaltungsintern.

105 Betrifftdie gemeinsame Priifungmehrere Personen, bleibt § 30 AO unberiihrt (§ 12a Absatz 5
Satz 3 EUAHIG). Inder Konsequenz sind diejenigen Informationen zu anderen Personen, die
dem Steuergeheimnisnach § 30 AO unterliegen, ausder einer betroffenen Person iibermittelte
Fassungingeeigneter Weisezu entfernen. Etwasanderes gilt nur, wenn alle betroffenen
Personenihre Zustimmung zur Offenbarung der sie betreffenden Verhaltnissen (Daten)erteilt
haben(§ 30 Absatz 4 Nummer 3 AO; AEAO zu § 30 Nummer 9). Inder zwischenstaatlichen
Abstimmung des gemeinsamen Priifungsberichtsist darauf hinzuwirken, dass die anderen
Staaten entsprechend verfahren.

106 Inwieweit in Deutschland die Feststellungen der gemeinsamen Priifung umgesetzt werden,

n

bestimmtsichnach deminliandischen Recht (§ 12a Absatz 4 Satz 3 EUAHiIG). Demnach werden

die Feststellungen aus dem gemeinsamen Prifungsbericht im Sinne von § 12a Absatz 4 EUAHi
sofernes sichim Inland um eine Aulenpriifung handelt,in den Priifungsberichten nach

§ 202 AO beriicksichtigt und wie Feststellungen rein nationaler Priifungen anschliefend in
Steuerbescheiden gewtirdigt. Dies schlief3t die Moglichkeitein, die Feststellungenaus der
gemeinsamen Priifung zum Gegenstand eines Teilpriifungsberichtsund im Anschlusszum
Gegenstandeines Teilabschlussbescheidsnach § 202 Absatz 3 in Verbindung mit

§ 180 Absatz 1a AO zumachen.

G,

22



6 Veroffentlichung

107 Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil [ veroffentlicht. DasBMF-Schreiben steht ab
sofort fiireine Ubergangszeit auf den Internet-Seiten des Bundesministeriums der Finanzen
(http://www.bundesfinanzministerium.de)unter der Rubrik ,Themen - Steuern -
Internationales Steuerrecht - Allgemeine Informationen“zum Herunterladen bereit.
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Anlage1

Muster - Meldung eines Falls

Uber Landesfinanzbehorde
Referat/Dienststelle

Strafle

PLZ Ort

An Bundeszentralamt fiir Steuern
ReferatBp27
53221 Bonn
joint.audit@bzstbund.de

Vorschlag fiir

(|
O
(|

eine gemeinsame Priifung

eine gleichzeitige Priifung

Anwesenheitinldndischer Bediensteterim Ausland aufderhalbeiner

gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung

auf Rechtsgrundlagevon

O

(|
O
(|

O

O

§ 12a EUAHIG

§ 12 EUAHIG

§ 11in Verbindung mit § 10 EUAHiG

§ 117e AO in Verbindung mit § 12a EUAHiG und in Verbindung mit Artikel...
[einschlagige volkerrechtliche Vereinbarungnennen]

§ 117e AO in Verbindung mit § 12 EUAHiG und in Verbindung mit Artikel...
[einschligige volkerrechtliche Vereinbarungnennen]

§ 117e AO in Verbindung mit §§ 11, 10 EUAHiG und in Verbindung mit Artikel ...
[einschlagige volkerrechtliche Vereinbarungnennen]

§ 117e AO in Verbindung mit § 12a EUAHiGund § 117 Absatz 3 AO

§ 117e AO in Verbindung mit § 12 EUAHiIG und § 117 Absatz 3 AO
§ 117e AO in Verbindung mit § 11,10 EUAHiG und § 117 Absatz 3 AO
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I. Allgemeine Angaben zu dem/den Steuerpflichtigen:

Steuerpflichtiger Name

Inland Strafie

PLZOrt

Zustindiges Finanzamt
Steuernummer

Steuerpflichtiger Name

Ausland Strafie

PLZOrt

Staat

Zustandiges Finanzamt

Steuernummer

II. Angabenzudenin Deutschland fiir die behordlichen Ermittlungen zustindigen
Amtstrigern fiir Zwecke der Benennung als zustindige Bedienstete im Sinne von
§ 3 Absatz 3a EUAHIG:

Vorname Name

Dienststelle

Telefon
E-Mail
Strafie
PLZOrt

IIL. Fallvorschlag:

1. Tatigkeitsbereich des Steuerpflichtigen/Unternehmens:

2. Kurzdarstellung desrelevanten Sachverhalts:
(Darstellung desaufzuklidrenden Sachverhalts, gegebenenfalls Beschreibung der zupriifenden
Transaktion und Angabe des Transaktionsvolumens)

2.1 Griinde fiir den Vorschlag:

(Hinweise auf finanzielleund/oder steuerliche Risiken; Hinweise zur besonderen Effizienz der
Zusammenarbeitmit der auslindischen Steuerverwaltung bei der Aufklarung und zum Ziel der
vorgeschlagenen Verwaltungszusammenarbeit)
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2.2 Notwendige Mafnahmen:
(Allgemeine Angaben zu den konkret geplanten/vorgeschlagenen behordlichen Ermittlungen

und Mafinahmen, beispielsweise Betriebsbesichtigung, Priifertreffen, Unterlagenpriifung,

gleichzeitige Priifung, gemeinsame Priifung)

sollte.

O Es wird vorgeschlagen, denanderen Staatunmittelbar zu ersuchen.
O Es wird vorgeschlagen, dem anderen Staat zunichst ein Auswahltreffen

vorzuschlagen,um gemeinsamzu erdrtern, obeine gemeinsame Priifung
oder eine andere Art der Verwaltungszusammenarbeit durchgefithrt werden

3. Priiffungsplan:

(bei geplanter oder schonbegonnener inlandischer Auflenprifung: Prifungsjahre, zu priifende

Steuern, soweit sich die Zusammenarbeit darauf beziehen soll - Umsatzsteuer hiernicht nennen,

vergleiche§ 1 Absatz 2 EUAHIG, Zeitplan, bei vorgeschlagener Zusammenarbeitaufierhalbeiner

Aufenpriifung entsprechende Angaben)

Inland

Priiffungszeitraum Steuerart(en) Priifungsbeginn/-ende

Ausland (sofernbekannt)

Priiffungszeitraum Steuerart(en) Priiffungsbeginn/-ende

4. Sonstige wichtige Informationen:

(Sonstige Informationen, die fiir die Priifung des Vorschlags von Bedeutung sein kénnen,

beispielsweise:

vorausgegangener Informationsaustausch, falls vorhanden (dortiges Aktenzeichen,
Datum),

laufende Rechtsbehelfs-und/oder Verstandigungsverfahren,

Verjahrungsrisikenim In-und/oder Ausland,

drohende Vollstreckungsprobleme,

Angaben zuschondurchgefithrten oder noch ausstehenden Anhérungendes
inldndischen Steuerpflichtigen zur geplanten Verwaltungszusammenarbeit, in
einschlagigen Ausnahmeféllen auch Angaben zur Ermessensausiibung, eine sonst nach
Abschnitt 5.1.5 des Merkblatts vorgesehene Anhérung ausnahmsweise nicht
vorzunehmen,

Angabendazu,obein Anlass gesehen wird, ausnahmsweise vonder Information nach
§ 12 Absatz 6 EUAHIG, gegebenenfallsin Verbindung mit § 12a Absatz 1 Satz 4 EUAHIG,
abzusehen)
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Anlage 2
Muster - Anhérung des Steuerpflichtigen

Betreff: Zwischenstaatlicher Informationsaustausch in Steuersachen; gemeinsame und
gleichzeitige Prifungen sowie Anwesenheit von Bediensteten - Anhérung

Sehr geehrte/r ,

ichbeabsichtige, auf dem Dienstwegder Steuerverwaltung

O einenVorschlag/ein Ersuchen zur Durchfithrung einer /eines

O

gemeinsamen Priifung (§ 117e der Abgabenordnung (AO) in Verbindung mit
entsprechender Anwendung des § 12a EU-Amtshilfegesetzes (EUAHIG))

gleichzeitigen Priifung(§ 117e AO in Verbindung mit entsprechender Anwendung des
§ 12 EUAHIG)

Anwesenheitinlandischer Bediensteterim Ausland (§§ 11, 10 EUAHiIG oder§ 117e AOin
Verbindung mit entsprechender Anwendungdes§§ 11, 10 EUAHIG) ohne
Zusammenhangmit einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung

Auswahltreffens mit dieser Steuerverwaltung, um zwischenstaatlich zu klaren, ob eine
der oben genannten Formen der Verwaltungszusammenarbeit sinnvoll erscheint, mit
gegebenenfalls dann anschliefender Ubermittlung eines Vorschlags/eines Ersuchens zur
Durchfithrungeiner gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung oder einer Anwesenheit

zuubermitteln.

O einem vondieser Steuerverwaltung erhaltenen Vorschlag/Ersuchen zur Durchfithrung
einer/eines

O

gemeinsamen Priifung (§ 117e AO in Verbindung mit entsprechender Anwendung des
§ 12a EUAHIG)

gleichzeitigen Priifung(§ 117e AO in Verbindung mit entsprechender Anwendung des
§ 12 EUAHIG)

Anwesenheit ausldndischer Bediensteter in Deutschland (§ 10 EUAHIG oder § 117e AO
in Verbindung mit entsprechender Anwendung des §§ 10 EUAHiG) ohne
Zusammenhangmit einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung

Auswahltreffens mit dieser Steuerverwaltung, um zwischenstaatlich zu klaren, ob eine
der oben genannten Formen der Verwaltungszusammenarbeit sinnvoll erscheint, mit
gegebenenfalls dann anschliefender Zustimmung zu einem Vorschlag/Ersuchen zur
Durchfiihrungeiner gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung oder einer Anwesenheit

zuzustimmen.
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Rechtsgrundlage fiir den Informationsaustausch im Rahmen und im Vorfeld der geplanten
gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifung beziehungsweise Anwesenheit von Bediensteten:

O §117e AO in Verbindung mit Artikel 5 und 7 in Verbindung mit Artikel 8 und/oder 9 des
Ubereinkommensiiber die gegenseitige Amtshilfein Steuersachen
(BGBIII 2015 Seite 966)

O §117e AOin Verbindung mit Artikel des Doppelbesteuerungsabkommens mit

O §117e AOin Verbindung mit Artikel des Informationsaustauschabkommens mit

O §117ein Verbindung mit§ 117 Absatz 3 Satz 1 AO

0 §§10,11inVerbindung mit §§4,6 EUAHiIG

Dabeisoll es um folgenden Sachverhaltgehen:

Die gemeinsame Prifung/gleichzeitige Priifung/Anwesenheit von Bediensteten soll fiir den
Bereich derdirekten Steuern (Ertragsteuern) fiir den Prifungszeitraum erfolgen.

Als inldndischer Beteiligter /inlandische Beteiligte sind Sie vorher zuh6ren(§ 117 Absatz 4

Satz 3A0).Ich gebe Ihnen hiermit Gelegenheit,zu dem beabsichtigten Informationsaustausch
Stellung zunehmen und etwaige Einwendungen mitzuteilen. Sollte bis zum keine
AuRerungvorliegen, gehe ich von Ihrem Einverstindnis aus.

[0 Ichweisedaraufhin,dassim Rahmen desbeabsichtigten Informationsaustauschesauch
eine Zusammenarbeit mitder Steuerverwaltunggeplantist. Einer
Anhorung diesbeziiglich bedarfes grundsitzlich nicht (§ 12 Absatz 7 EUAHIG/

§ 12a Absatz 1 Satz 4in Verbindung mit § 12 Absatz 7 EUAHIG).

Mit freundlichen Griifden
Im Auftrag
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Anlage3

Muster - Information des Steuerpflichtigen bei gemeinsamen oder gleichzeitigen Priifungen
Von Bundeszentralamt fiir Steuern

ReferatBp27

53221 Bonn

An Name derinldndischen Person
Anschrift

Betreff: ,Gemeinsame Priifung nach § 12a EUAHiG" oder,Gleichzeitige Priifungnach
§ 12 EUAHIG"

Aktenzeichen beim BZSt

Sehr geehrte Damenund Herren,

nach § 12 Absatz 6 EU-Amtshilfegesetzes (EUAHiG)in der durch Gesetz vom 27.03.2024
(BGBI1.2024 I Nummer 108) gednderten Fassung sind inlindische Personen, auf die sich eine
gleichzeitige Priifung im Sinne von § 12 EUAHIG bezieht, vom Bundeszentralamt fiir Steuern
(BZSt) als zentralem Verbindungsbiiro iber die Durchfiihrung einer solchen gleichzeitigen
Priifung zuinformieren. Die Information erfolgt, nachdem ein auf die Durchfithrung der
gleichzeitigen Priifunggerichtetes Ersuchenangenommen wordenist. Im Falleeinerlaufenden
Aufienpriifung verlangert sich die Festsetzungsfrist fiir die Steuern, aufdie sichdie
Aufienpriifung erstreckt, um die Dauer der zwischenstaatlichen Amtshilfe, mindestens aberum
einJahr;§ 171 Absatz 4 Satz 5 der Abgabenordnung (AO). [Soweit gemeinsame Priifung:] [Nach

§ 12a Absatz 1 Satz 4 EUAHIG gilt § 12 Absatz 6 EUAHIG entsprechend fiir gemeinsame
Priifungen.]

Die ... [beispielsweise ésterreichische] zustindige Behorde hat ein deutsches Ersuchen
angenommen, eine gemeinsame [beziehungsweise gleichzeitige] Prifung durchzufiihren, die sich
auf die [Bezeichnung derinldndischen Person, auf die sich die gemeinsame beziehungsweise
gleichzeitige Priifung bezieht] bezieht.[bei ausldndischem Ersuchen entsprechend angepasste
Formulierung]

Gegenstandder gemeinsamen [beziehungsweise gleichzeitigen] Prifung sollensein.... [knappe
fallspezifische Eingrenzung des Gegenstands der gemeinsamen Priifung, beispielsweise: Gegenstand
der gemeinsamen Priifung sollen die Verrechnungspreise hinsichtlich der Transaktionenmit der
verbundenen Gesellschaft in Osterreich sein.]. Die gemeinsame [beziehungsweise gleichzeitige]
Prifungbetrifft den Zeitraum...

Eine Auftaktsitzung der zustindigen Bediensteten Deutschlandsund.....ist fir den...[Datum]
vorgesehen. [Soweit noch nichtterminiert stattdessen: Eine Auftaktsitzung der zustdndigen
Bediensteten Deutschlands und ... ist derzeit noch nichtterminiert.]

Die Bearbeiterin/der Bearbeiter dieses Schreibens wurdeals Koordinatorin/Koordinatorim
Sinne von § 12 Absatz 3 [gegebenenfalls:] [in Verbindung mit § 12a Absatz 1 Satz 4 EUAHIG]
benannt.

Mit freundlichen Griifen

Im Auftrag
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Anlage4

Muster - Ausstellung eines gemeinsamen Priifungsberichtes mit dem anderen Staat

Hinweise: Das Musterist im Aufbau undin den Formulierungen nichtverbindlich, zeigt aber, welche
Inhaltein der Regelin einem gemeinsamen Priifungsberichterwartet werden. Ein gemeinsamer
Priifungsbericht muss inhaltlichvon allen teilnehmenden Behérden mitgetragen werden. Fiir
deutsche Erstentwiirfe soll diesem Muster in der Regel gefolgt werden, inhaltlich unproblematische
abweichende Wiinsche zu Aufbau und Formulierungen der zustdndigen Beh6rdender anderen
teilnehmenden Staaten konnen in der Regel akzeptiert werden. Soweitals Sprache, in der die
gemeinsame Priifung durchgefiihrt wird (§ 12a Absatz 3 Satz 2 EUAHiG), die englische Sprache
vereinbart wurde, wird der gemeinsame Priifungsbericht in englischer Sprache abgefasst. Ein
Briefkopfeiner der Behérdenwirdnicht verwendet.

Gemeinsame Priifung
Priifungsbericht

[Zeitraum,in demdie gemeinsame Priifung durchgefiihrt wurde]

1. Rechtsgrundlagen

Artikel 12a der Richtlinie2011/16/EUdes Ratesvom 15. Februar 2011 iber die Zusammenarbeit
der Verwaltungsbehoérdenim Bereich der Besteuerung und zur Aufhebungder

Richtlinie 77/799/EWG,in der durch Richtlinie (EU) 2021/514des Ratesvom 22. Mirz 2021
gednderten Fassung,

in Deutschland umgesetztdurch § 12a EU-Amtshilfegesetz vom 26.Juni 2013,inder durch
Gesetzvom 27.Mirz 2024 geinderten Fassung,

in [weiterer beteiligter Staat] umgesetzt durch...

2. Allgemeine Fallbeschreibung

[knappe Beschreibung der gepriiften Personen in Deutschland undim weiteren beteiligten Staat
beziehungsweise in denweiteren beteiligten Staaten, bei Unternehmen einschlief3lich knapper
Beschreibung der Branche/Tdtigkeitsbereiche, bei verbundenen Unternehmen Beschreibungder
Beteiligungsverhdltnisse, in Fdllen nicht verbundener Unternehmen kurze Erlduterung, worin das
gemeinsame oder ergdnzende Interesse an der gemeinsamen Priifung bestand, abschliefiend knappe
Beschreibung des Gegenstands der gemeinsamen Priifung (etwa: ,Gegenstand der gemeinsamen
Priifung waren die Verrechnungspreise zwischender genannten deutschen Gesellschaft und der
genannten Gesellschaft in...im unten genannten Priifungszeitraum®|

3. Personen, auf die sich die gemeinsame Priifung bezieht

[Auflistung der gepriiften Personenin Deutschland undim weiteren beteiligten Staat
beziehungsweise in denweiteren beteiligten Staaten, mit vollstdndiger Anschriftund
Steuernummern beziehungsweise entsprechenden auslindischen Identifikationsmerkmalen]
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4. Beteiligte Staaten und Priifungszeitriume

[Auflistung der beteiligten Staaten einschliellich Deutschland,in der Regel mit den
Priifungszeitrdumen der Aufienpriifungenoder entsprechenden Ermittlungsmaf$nahmen, im
Rahmen derer die gemeinsame Priifung durchgefiihrt wurde; Priifungszeitraum, der Gegenstand der
gemeinsamen Priifung war; gegebenenfalls Hinweise auf vom Kalenderjahr abweichende
Wirtschaftsjahre der gepriiften Personen und welchen Veranlagungszeitraumendie Ergebnisse der
Wirtschaftsjahre nach dem Recht der beteiligten Staaten zugeordnet werden]

5. Priiffungsfeststellungen

[Aussagen zu festgestelltem Sachverhaltund rechtlicher Wiirdigung zu allen Verhdltnissen im
gemeinsamen Priifungszeitraum, die Gegenstand der gemeinsamen Priifung waren (bei
Verrechnungspreisfdllen: zu allen Transaktionen im gemeinsamen Priifungszeitraum, die
Gegenstand der gemeinsamen Priifung waren). Feststellungen zu Zeitrdumen auf3erhalb des
gemeinsamen Priifungszeitraums werden nicht aufgenommen. Hinsichtlich derrechtlichen
Wiirdigung werden nur Fragen von Interesse in mehr als einen der teilnehmenden Staaten
angesprochen (das heifdt bei Verrechnungspreisfdllen Beschrdankung darauf, inwieweit Vergiitungen
im gemeinsamen Priifungszeitraum dem Fremdvergleichsgrundsatz entsprechen, und
gegebenenfalls daraus folgende Korrekturen, ohne Befassungmit den jeweils anzuwendenden
nationalen Korrekturvorschriften).

Je nach Fallkannsich eine Gliederung nach den gepriiften Transaktionen anbieten, gegebenenfalls
aufSerdemeine Gliederung in Sachverhaltsdarstellung und rechtliche Wiirdigung.

Es mussklarerkennbar sein, ob und inwieweit die teilnehmenden Behérden Einigung zu den
Feststellungen erzielt haben. Soweit keine Einigung erzielt wurde, kénnen Feststellungen jeweils aus
Sichtjedes der teilnehmenden Priifungsdienste dargestellt werden, diesist klar zu kennzeichnen.

Wenn zu einem Sachverhalt miteinem nationalen Rechtsbehelf oder mit einemAntrag aufein
Verstdndigungsverfahrenzu rechnenist, sollen der Sachverhalt und dessen rechtliche Wiirdigungim
gemeinsamen Priifungsberichtumfassend dargestellt werden. Im Ubrigensind knappe
Zusammenfassungenin der Regel ausreichend ]

6. Allgemeine Anmerkungen

Die oben genannten gemeinsamen Feststellungen werdenin denjeweiligen nachfolgenden
nationalen Instrumenten bertiicksichtigt.

[Soweit gemeinsame Priifung im Rahmeneiner deutschen Aufienpriifung:] Fiir Deutschland werden
die Feststellungenin den deutschen Priifungsberichten nach § 202 AO bertiicksichtigtund wie
Feststellungenreinnationaler Priiffungen anschliefiend in Steuerbescheiden gewtirdigt.

Flr [weiterer beteiligter Staat] werden...
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	Ob und in welchem Umfang eine sonstige Form der Verwaltungszusammenarbeit auf Grund der Ergebnisse und Erkenntnisse aus einem internationalen Risikobewertungsverfahren folgt oder unterbleibt, ist im Einzelfall zu betrachten.
	9 Die Einzelheiten über den Ablauf eines internationalen Streitbeilegungsverfahrens ergeben sich aus dem Merkblatt Streitbeilegungsverfahren. Das Recht des Steuerpflichtigen, neben oder nach einer gemeinsamen Prüfung (Randnummer 10) oder einer gleichz...

	2 Sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit und ihre Anwendung
	2.1 Gemeinsame Prüfung
	10 Eine gemeinsame Prüfung sind behördliche Ermittlungen, die von der zuständigen Finanzbehörde gemeinsam mit der entsprechenden Behörde eines anderen Staates oder Gebietes in Bezug auf eine Person oder mehrere Personen von gemeinsamem oder ergänzende...
	11 Das Ziel der gemeinsamen Prüfung ist die Einigung über den Sachverhalt und die Umstände, die Gegenstand der behördlichen Ermittlungen sind, sowie die einvernehmliche steuerliche Würdigung auf Basis dieses Sachverhaltes (§ 12a Absatz 2 Satz 2 EUAHiG...
	12 Zentrales Element der gemeinsamen Prüfung ist das Einigungsbemühen. Die Anwesenheit von Bediensteten anderer Staaten oder Gebiete im Inland oder die Anwesenheit von inländischen Bediensteten im Ausland kann Bestandteil einer gemeinsamen Prüfung sei...
	13 Die gemeinsame Prüfung bietet sich daher insbesondere an, wenn eine konkrete Erwartung besteht (zum Beispiel bei Fragen zu Verrechnungspreisen oder zu Betriebsstätten und bei Modellen der grenzüberschreitenden Steuergestaltung und Steuervermeidung),

	2.2 Gleichzeitige Prüfung
	14 Eine gleichzeitige Prüfung sind behördliche Ermittlungen, die von der zuständigen Finanzbehörde gleichzeitig mit der entsprechenden Behörde eines anderen Staates oder Gebietes in Bezug auf eine Person oder mehrere Personen von gemeinsamem oder ergä...
	15 Die gleichzeitige Prüfung ist dadurch gekennzeichnet, dass jede Behörde im eigenen Hoheitsgebiet untereinander abgestimmte Ermittlungshandlungen vornimmt und die dadurch erlangten Informationen dann der anderen Behörde mitteilt. Diese andere Behörd...
	16 Das Ziel der gleichzeitigen Prüfung ist lediglich der Austausch der erlangten Informationen.
	17 Die gleichzeitige Prüfung bietet sich daher insbesondere an, wenn

	2.3 Anwesenheit von Bediensteten anderer Staaten oder Gebiete im Inland und Anwesenheit von inländischen Bediensteten im Ausland
	18 Zum Informationsaustausch können Bedienstete anderer Staaten oder Gebiete im Inland (§ 10 Absatz 1 Satz 1 EUAHiG, gegebenenfalls in Verbindung mit § 117e AO)
	19 Entsprechend können auch inländische Bedienstete zum Informationsaustausch in andere Staaten oder Gebiete entsandt werden (§ 11 EUAHiG, § 117e AO).
	20 Bei einer gemeinsamen Prüfung sieht § 12a Absatz 1 Satz 4 EUAHiG die entsprechende Anwendung der Vorschriften zur Anwesenheit von Bediensteten vor. Eine derartige Anwesenheit ist dann in der Regel Teil der gemeinsamen Prüfung und wird nicht separat...
	21 Eine Anwesenheit von Bediensteten ohne Zusammenhang mit einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung kommt in Betracht, um Zugriff auf Informationen zu erhalten, die ohne die Anwesenheit nicht oder nur erschwert zugänglich wären, wenn das Ermittlu...


	3 Rechtliche Grundlagen
	22 Die sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit sind dem zwischenstaatlichen Informationsaustausch zuzuordnen. Daher kommen hier die Rechtsgrundlagen der zwischenstaatlichen Amtshilfe durch Informationsaustausch zur Anwendung.
	23 Rechtsgrundlage für die sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit können demnach sein:
	24 Bei einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung sowie im Vorfeld zur Stellung, Annahme oder Ablehnung eines Ersuchens dürfen Informationen ausgetauscht werden, soweit das nach § 4 EUAHiG zulässig ist (§ 12 Absatz 2 Satz 2, gegebenenfalls in Verbi...
	25 Wegen des Verweises auf § 4 EUAHiG gelten hinsichtlich des Informationsaustausches grundsätzlich auch die Vorbehalte in § 4 Absatz 3 bis 6 EUAHiG. § 4 Absatz 3 Nummer 2 und § 6 Absatz 3 EUAHiG finden jedoch bei gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfu...
	26 Eine Informationsübermittlung hat bei Vorliegen eines Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses oder eines Geschäftsverfahrens nicht kategorisch zu unterbleiben. Vielmehr liegt es im pflichtgemäßen Ermessen des zentralen Verbindungsbüros, die Info...
	27 Einer Weitergabe von Informationen, die üblicherweise zur Prüfung der Angemessenheit von Verrechnungspreisen zwischen verbundenen Unternehmen geeignet sind (wie etwa Informationen zu als Vergleich in Betracht kommenden Geschäftsbeziehungen zu fremd...
	28 Das Steuergeheimnis nach § 30 AO ist sowohl bei der Inanspruchnahme als auch bei der Leistung von Amtshilfe zu beachten. Informationen, die durch die Inanspruchnahme von Amtshilfe an Deutschland übermittelt werden, unterliegen im Inland dem Steuerg...

	4 Zuständigkeiten
	29 An der Durchführung der sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit sind auf inländischer Seite jeweils die zuständige Finanzbehörde und das zentrale Verbindungsbüro beteiligt.
	30 Zuständige Finanzbehörde ist die für Ermittlungshandlungen zuständige Finanzbehörde. Soweit die Verwaltungszusammenarbeit auf inländischer Seite im Rahmen einer Außenprüfung durchgeführt wird beziehungsweise werden soll, ist zuständige Finanzbehörd...
	31 Zentrales Verbindungsbüro ist das BZSt (§ 3 Absatz 2 Satz 1 EUAHiG in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a FVG und BMF-Schreiben vom 8. Oktober 2024, IV B 3 - O 1120/19/10013 :005, 2024/0532074). Bei der Verwaltungszusammenarbeit...
	32 Das BZSt als zentrales Verbindungsbüro benennt für jeden Einzelfall eine oder einen seiner Bediensteten, die oder der für die Beaufsichtigung und Koordinierung der Verwaltungszusammenarbeit beziehungsweise der angestrebten Verwaltungszusammenarbeit...
	33 Beteiligte Behörden im Sinne von § 12a Absatz 3 und 4 EUAHiG sind sowohl die zuständige Finanzbehörde und das BZSt mit der mitwirkenden Bundesbetriebsprüfung als auch das zentrale Verbindungsbüro. Alle beteiligten Behörden stimmen sich untereinande...
	34 Im Übrigen ergibt sich die Aufgabenverteilung zwischen der zuständigen Finanzbehörde, der mitwirkenden Bundesbetriebsprüfung und dem zentralen Verbindungsbüro bei den einzelnen Schritten im Kontext der Durchführung der sonstigen Formen der Verwaltu...

	Teil II
	5 Praktische Durchführung
	35 Die folgenden Ausführungen gelten
	Sofern die Regelungen zwischen EU-Mitgliedstaaten und Drittstaaten voneinander abweichen, wird in der Regel am Ende des jeweiligen Unterabschnitts ausdrücklich darauf hingewiesen.
	5.1 Initiierung und Ersuchen
	5.1.1 Initiierung einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung durch die inländische Steuerverwaltung
	36 Auf Vorschlag der zuständigen Finanzbehörde kann das zentrale Verbindungsbüro einen oder mehrere EU-Mitgliedstaaten ersuchen, eine gemeinsame oder eine gleichzeitige Prüfung durchzuführen (§ 12a Absatz 1 Satz 1 beziehungsweise § 12 Absatz 1 Satz 1 ...
	37 In diesen Fällen bestimmt die zuständige Finanzbehörde, für welche Person oder welche Personen eine gemeinsame oder gleichzeitige Prüfung durchgeführt werden soll, begründet die Auswahl und gibt den Zeitraum an, in dem die Prüfung durchgeführt werd...
	38 Der Vorschlag soll ausreichende Angaben enthalten, um dem anderen Staat oder den anderen Staaten eine informierte Entscheidung über das Ersuchen zu ermöglichen und um Rückfragen zu vermeiden. Angegeben werden soll zum Beispiel:
	Für alle betroffenen Finanzbehörden sollte schlüssig und nachvollziehbar sein, warum sich eine gemeinsame oder gleichzeitige Prüfung anbietet.
	39 Die Verwendung des Musters in Anlage 1 wird empfohlen. Der Vorschlag kann in deutscher Sprache erstellt werden.
	40 Der Vorschlag soll per E-Mail an das zentrale Verbindungsbüro (Adresse: joint.audit@bzst.bund.de) übermittelt werden. Dabei ist der landesintern vorgegebene Dienstweg einzuhalten.
	41 Das zentrale Verbindungsbüro prüft die rechtliche Zulässigkeit der vorgeschlagenen gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung. Es kann auf dem landesintern vorgegebenen Dienstweg mit der vorschlagenden zuständigen Finanzbehörde Kontakt aufnehmen, um F...
	42 Ersuchte Staaten sind gehalten, innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt des Ersuchens ihr Einverständnis oder ihre begründete Ablehnung zu erklären (vergleiche Artikel 12 Absatz 3, Artikel 12a Absatz 1 Satz 2 EUAHiRL).
	43 Hinsichtlich der Anwesenheit inländischer Bediensteter im Ausland ist nach den Formen der Verwaltungszusammenarbeit zu differenzieren (siehe Randnummern 18 bis 21):
	44 Über § 117e AO gelten die in den Randnummern 36 bis 43 beschriebenen Abläufe auch im Verhältnis zu Drittstaaten. Anders als bei EU-Mitgliedstaaten besteht für Drittstaaten aber keine rechtliche Verpflichtung, innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt des ...
	5.1.2 Initiierung einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung durch ausländische Finanzbehörden
	45 Das zentrale Verbindungsbüro nimmt Ersuchen anderer EU-Mitgliedstaaten, eine gemeinsame oder eine gleichzeitige Prüfung durchzuführen, entgegen (§ 12a Absatz 1 Satz 2 beziehungsweise § 12 Absatz 1 Satz 2 EUAHiG). Es prüft die rechtliche Zulässigkei...
	46 Besteht Anlass für die Annahme, dass im Inland eher Ermittlungshandlungen außerhalb einer Außenprüfung geeignet sein könnten, stimmt das zentrale Verbindungsbüro mit der obersten Finanzbehörde oder mit der von dieser beauftragten Behörde des Landes...
	47 Die unterrichtete zuständige Finanzbehörde entscheidet, ob sie an der gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung teilnimmt (§ 12a Absatz 1 Satz 4, gegebenenfalls in Verbindung mit § 12 Absatz 5 Satz 1 EUAHiG). Sind mehrere zuständige Finanzbehörden vo...
	48 Eine ablehnende Entscheidung ist zu begründen. Die Begründung kann in deutscher Sprache erstellt werden. Die ablehnende Entscheidung wird dann in die Sprache, in der mit den Verbindungsbüros der betroffenen Staaten kommuniziert wird (in der Regel E...
	49 Die Entscheidung wird unter Beachtung des landesintern vorgegebenen Dienstwegs dem zentralen Verbindungsbüro mitgeteilt. Die Übermittlung der Entscheidung an das zentrale Verbindungsbüro soll per E-Mail (Adresse: joint.audit@bzst.bund.de) erfolgen.
	50 Das zentrale Verbindungsbüro teilt dem ersuchenden Staat innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt des Ersuchens das Einverständnis oder die begründete Ablehnung mit (§ 12 Absatz 5 Satz 2, gegebenenfalls in Verbindung mit § 12a Absatz 1 Satz 4 EUAHiG).
	51 Die in den Randnummern 45 bis 50 beschriebenen Abläufe gelten entsprechend für die Initiierung der Anwesenheit ausländischer Bediensteter im Inland zum Informationsaustausch (§ 10 EUAHiG) außerhalb einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung. Dab...
	52 Auf der rechtlichen Grundlage von § 117e AO gelten die vorstehend beschriebenen Abläufe auch im Verhältnis zu Drittstaaten. In diesen Fällen ist die Einhaltung der 60-Tage-Frist (siehe Randnummer 50) nur eine Soll-Maßgabe (§ 117e Absatz 2 Satz 1 Nu...
	5.1.3 Anregung durch Steuerpflichtige
	53 Ein Antragsrecht der Steuerpflichtigen hinsichtlich des Anstoßens einer der sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit besteht nicht. Ungeachtet dessen können Steuerpflichtige bei den jeweils zuständigen Finanzbehörden anregen, davon Gebrauch z...
	5.1.4 Auswahltreffen
	54 Wollen Staaten Informationen austauschen, um zu klären, ob eine der sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit in einem bestimmten Fall sinnvoll erscheint, kann optional bereits dafür ein physisches oder virtuelles Treffen zur zwischenstaatlich...
	55 Hinsichtlich der Initiierung eines Auswahltreffens gelten die in den Randnummern 36 bis 52 dargestellten Abläufe entsprechend. Die Initiierung eines Auswahltreffens stellt kein formales Ersuchen dar und löst deshalb auch nicht die 60-Tage-Frist aus...
	56 Nach dem Auswahltreffen ersucht gegebenenfalls einer der beteiligten Staaten nach den allgemein vorgesehenen Abläufen (siehe Randnummern 36 bis 52) um die Durchführung der als sinnvoll angesehenen sonstigen Form der Verwaltungszusammenarbeit.
	5.1.5 Anhörung
	57 Bei gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfungen mit EU-Mitgliedstaaten ist eine Anhörung der Beteiligten gemäß § 117 Absatz 4 Satz 3 AO nicht erforderlich (§§ 12a Absatz 1 Satz 4 und 12 Absatz 7 EUAHiG).
	58 Für die Anwesenheit (§§ 10 und 11 EUAHiG) außerhalb einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung sowie bei einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung mit Drittstaaten ist eine Anhörung der Beteiligten jedoch erforderlich (§ 117e Absatz 2 Satz 3...
	59 Zielen die behördlichen Ermittlungen im Inland auf ein Verfahren der Außenprüfung nach den §§ 193 bis 207 AO, so kann auf die Anhörung des inländischen Beteiligten bis zur Bekanntgabe der Prüfungsanordnung verzichtet werden, sofern anderenfalls der...
	60 Wurde der zu prüfende Steuerpflichtige im Hinblick auf den beabsichtigten Informationsaustausch mit Drittstaaten bereits im Zusammenhang mit der Initiierung der gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung angehört, so bedarf es in der Regel keiner erne...
	61 Zuständig für die Anhörung ist die für die Ermittlungen zuständige Finanzbehörde. Sie informiert über den landesinternen Dienstweg das zentrale Verbindungsbüro über das Ergebnis der Anhörung oder bei entsprechender Ermessensentscheidung über das Un...
	62 Ist im Zusammenhang mit der beabsichtigten sonstigen Verwaltungszusammenarbeit mit einem Drittstaat auch eine sonstige Verwaltungszusammenarbeit mit einem EU-Mitgliedstaat beabsichtigt, sollte zur Vermeidung von Missverständnissen in der Anhörung, ...

	5.2 Information des Steuerpflichtigen bei gemeinsamen und gleichzeitigen Prüfungen
	63 Die inländische steuerpflichtige Person, auf die sich die gemeinsame oder gleichzeitige Prüfung bezieht, wird durch das zentrale Verbindungsbüro grundsätzlich unverzüglich über die Durchführung der gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung informiert...
	64 Das Informationsschreiben folgt in der Regel dem Muster der Anlage 3. Eine Kopie wird auch der zuständigen Finanzbehörde unter Beachtung des landesinternen Dienstweges übermittelt. Das Informationsschreiben ist kein Verwaltungsakt. Das Informations...
	65 Bei einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung muss der Steuerpflichtige nicht informiert werden, wenn die Interessen Dritter, der Finanzbehörden oder des anderen EU-Mitgliedstaates an der Nichterteilung der Information die Interessen der betrof...
	66 Über den Verweis in § 117e AO ist § 12 Absatz 6 (gegebenenfalls in Verbindung mit § 12a Absatz 1 Satz 4 EUAHiG) auch in Drittstaatenfällen entsprechend anzuwenden. Dabei spielt es keine Rolle, dass in diesen Fällen in der Regel zuvor schon eine Anh...

	5.3  Information des Steuerpflichtigen bei Anwesenheit von Bediensteten im Ausland
	67 Anders als bei gemeinsamen und gleichzeitigen Prüfungen fordert das EUAHiG neben der Anhörung (siehe 5.1.5) keine Information des Steuerpflichtigen über die Anwesenheit von Bediensteten anderer Staaten oder Gebiete im Inland sowie die Anwesenheit v...

	5.4 Einwendungen des Steuerpflichtigen
	68 Die zuständige Finanzbehörde und das zentrale Verbindungsbüro informieren sich gegenseitig, sobald ein Steuerpflichtiger Einwendungen geltend macht, die
	-  gegen die Durchführung einer sonstigen Form der Verwaltungszusammenarbeit oder
	- gegen den spezifischen beabsichtigten Informationsaustausch im Zusammenhang mit einer sonstigen Form der Verwaltungszusammenarbeit gerichtet sind.
	Beide Behörden stimmen sich dann zum weiteren Vorgehen ab. Der landesinterne Dienstweg ist zu wahren.
	69 Das zentrale Verbindungsbüro entscheidet – unabhängig davon, bei welcher beteiligten Behörde die Einwendungen eingegangen sind – nach Abstimmung mit der zuständigen Finanzbehörde und unter Wahrung des landesinternen Dienstweges über die Einwendunge...
	70 Hält das zentrale Verbindungsbüro nach Abstimmung mit der zuständigen Finanzbehörde und unter Wahrung des landesinternen Dienstweges die Einwendungen des Steuerpflichtigen für begründet, so wird die beanstandete Form der Verwaltungszusammenarbeit o...

	5.5 Benennung der zuständigen Bediensteten mit Befugnis zum direkten Informationsaustausch
	71 Die für den Einzelfall benannte Koordinatorin oder der benannte Koordinator sind zuständige Bedienstete, die zum direkten Informationsaustausch mit dem anderen Staat befugt sind.
	72 Sind gemeinsame oder gleichzeitige Prüfungen vereinbart, so benennt das zentrale Verbindungsbüro für den jeweiligen Einzelfall die für die behördlichen Ermittlungen zuständigen Amtsträger der Bundes- und Landesfinanzbehörden (§ 3 Absatz 3a EUAHiG),...
	73 Welche konkreten Personen als zuständige Bedienstete benannt werden sollen, teilt die zuständige Finanzbehörde unter Rücksprache mit der mitwirkenden Bundesbetriebsprüfung und unter Einhaltung des landesinternen Dienstweges dem zentralen Verbindung...
	74 Die Befugnis zum direkten Informationsaustausch bezieht sich auf den mündlichen Austausch in physischen oder virtuellen Zusammentreffen, die vom zentralen Verbindungsbüro koordiniert werden, sowie auf den Austausch von Dokumenten an Ort und Stelle....
	75 Auch ohne beziehungsweise schon vor der Vereinbarung einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung kann das zentrale Verbindungsbüro für die behördlichen Ermittlungen zuständige Amtsträgerinnen oder Amtsträger der Bundes- und Landesfinanzbehörden a...
	76 Die im Einzelfall betroffenen ausländischen zuständigen Behörden teilen dem zentralen Verbindungsbüro die dort im Einzelfall benannten ausländischen Bediensteten mit. Die Koordinatorin oder der Koordinator informiert darüber die im Inland für den E...

	5.6 Prüfungsanordnung
	77 Für eine gemeinsame oder gleichzeitige Prüfung im Rahmen einer Außenprüfung finden grundsätzlich die für die nationale Außenprüfung geltenden Regelungen Anwendung (§§ 193 bis 202 AO; Regelungen der Betriebsprüfungsordnung (BpO)).
	78 In der Prüfungsanordnung sind weder die ausländischen Prüfer namentlich zu benennen, noch Hinweise auf die gemeinsame oder gleichzeitige Prüfung aufzunehmen (zur Information des Steuerpflichtigen; siehe Randnummern 63 bis 66).

	5.7 Auftaktsitzung
	79 Nach der zwischenstaatlichen Vereinbarung einer gemeinsamen oder gleichzeitigen Prüfung findet üblicherweise eine Auftaktsitzung statt. Diese kann physisch oder virtuell durchgeführt werden. Von inländischer Seite nehmen in der Regel die Koordinato...
	80 Die Auftaktsitzung dient einem ersten intensiven unmittelbaren Austausch zum Prüfungsfall sowie zur Abstimmung der weiteren Zusammenarbeit.
	81 Bei der gemeinsamen Prüfung treffen die inländischen beteiligten Behörden (Randnummer 33) mit der ausländischen beteiligten Behörde in der Regel in der Auftaktsitzung (gegebenenfalls auch davor oder danach) eine Vereinbarung über die Einzelheiten d...
	- die jeweiligen Zuständigkeiten und Ansprechpersonen,
	- die Prüfungsschwerpunkte und -zeiträume und
	- der Zeitplan für die Prüfung, gegebenenfalls einschließlich der beabsichtigten gegenseitigen Anwesenheit.
	Die Vereinbarung ist verwaltungsinterner Art. Über ihre Form entscheiden die an der gemeinsamen Prüfung beteiligten Behörden. Es ist üblich, die Vereinbarung in einem verwaltungsinternen schriftlichen Protokoll festzuhalten, das durch die Koordinatori...
	82 Bei einer gleichzeitigen Prüfung können in entsprechender Anwendung von § 12a Absatz 3 Satz 1 EUAHiG ebenfalls Vereinbarungen über Einzelheiten der Durchführung getroffen werden. Dabei ist zu erwarten, dass die zwischenstaatliche Koordinierung der ...

	5.8 Sprache und Kommunikation
	83 Die Amtssprache für das inländische Besteuerungsverfahren ist Deutsch. Als Arbeitssprache können im Einvernehmen mit allen Beteiligten auch Fremdsprachen bestimmt werden.
	84 Die nach § 12a Absatz 3 EUAHiG zwischenstaatlich zu treffende Vereinbarung über die Einzelheiten einer gemeinsamen Prüfung hat auch eine Regelung bezüglich der verwendeten Sprache zu enthalten (§ 12a Absatz 3 Satz 2 EUAHiG). In dieser Sprache wird ...
	85 Die inländischen Bediensteten erteilen den ausländischen Bediensteten alle Auskünfte, die für die Festsetzung der Steuern im anderen Staat voraussichtlich erheblich sind (zum Beispiel für gemeinsame Prüfungen nach § 12a Absatz 1 Satz 4 in Verbindun...
	86 Wenn ausnahmsweise die Koordinatorin oder der Koordinator bei einem Informationsaustausch im Rahmen eines physischen oder virtuellen Zusammentreffens nicht anwesend ist, sind sie in geeigneter Weise über die ausgetauschten Informationen zu informie...

	5.9 Weitere Durchführung
	5.9.1 Anwendung der gewöhnlichen Rechtsgrundlagen für Ermittlungen im Inland
	87 Die ermittelnden inländischen Finanzbehörden führen, sofern Ermittlungen im Inland durchgeführt werden, diese auch im Kontext der sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit in der Regel nach den für die gewöhnlichen Ermittlungen einschlägigen R...
	5.9.2 Befugnisse bei Anwesenheit ausländischer Bediensteter im Inland
	88 Bei einer Anwesenheit von Bediensteten anderer EU-Mitgliedstaaten im Inland ergeben sich deren Befugnisse aus § 10 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 Absatz 3 EUAHiG. Demnach dürfen nach Gestattung durch das zentrale Verbindungsbüro im Einzelfall unte...
	89 Im Rahmen einer gemeinsamen Prüfung gelten die Befugnisse nach § 12a Absatz 1 Satz 4 EUAHiG (mit Ausnahme von § 10 Absatz 1 Satz 3 und 4 EUAHiG) entsprechend.
	90 Die Teilnahme an behördlichen Ermittlungen, einschließlich der Befragung von Personen und der Prüfung von Aufzeichnungen mit elektronischen Kommunikationsmitteln, ist zu gestatten (§ 87a Absatz 1 Satz 3 AO gilt nach § 10 Absatz 1 Satz 2 EUAHiG ents...
	91 Bevor die Anwesenheit von Bediensteten anderer EU-Mitgliedstaaten im Inland gestattet wird, stimmt sich das zentrale Verbindungsbüro mit der jeweils für Ermittlungshandlungen im Inland zuständigen Behörde und mitwirkenden Bundesbetriebsprüfung ab. ...
	92 Bei der Anwesenheit ist sicherzustellen, dass den Bediensteten der anderen EU-Mitgliedstaaten nur solche Informationen offenbart werden, die nach § 4 EUAHiG übermittelt werden dürfen (zu Drittstaatenfällen, siehe Randnummer 24 und 25). Sind erbeten...
	93 Die Befugnisse der Bediensteten der anderen EU-Mitgliedstaaten bestimmen sich nach dem inländischen Verfahrensrecht. Sie gehen nicht über das hinaus, was
	94 Anwesende ausländische Bedienstete sind nicht Amtsträger (§ 7 AO) oder diesen gleichgestellten Personen (§ 30 Absatz 3 AO). Sie können keine Befugnisse, die sich aus der Abgabenordnung ergeben, unmittelbar ausüben. Ausländische Bedienstete können a...
	95 Verweigert eine Person die Mitwirkung bei einer Befragung oder bei der Prüfung von Aufzeichnungen, so gilt diese Verweigerung wie eine Verweigerung gegenüber inländischen Bediensteten (§ 10 Absatz 3 Satz 2 EUAHiG).
	5.9.3 Befugnisse bei Anwesenheit inländischer Bediensteter im Ausland
	96 Für die Anwesenheit von inländischen Bediensteten im Ausland gelten die Ausführungen in den Randnummern 88 bis 95 entsprechend (§ 11 EUAHiG in Verbindung mit § 10 EUAHiG). Kommt es im Rahmen einer gemeinsamen Prüfung zur Anwesenheit von inländische...
	97 Für die Anwesenheit von inländischen Bediensteten im Ausland ist es erforderlich, dass sie durch die ausländische zuständige Behörde gestattet wird.
	98 Zu beachten ist, dass die Befugnisse der inländischen Bediensteten im Ausland nicht nur durch das inländische Verfahrensrecht, sondern zusätzlich durch das Recht des anderen Staates begrenzt werden (doppelte Beschränkung; § 10 Absatz 3 Satz 1 EUAHi...
	5.9.4 Einigungsbemühen bei gemeinsamen Prüfungen
	99 Über den bei allen sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit vorgesehenen Austausch von Informationen hinaus ist Besonderheit der gemeinsamen Prüfung das Einigungsbemühen. Die beteiligten Behörden bemühen sich,
	- sich mit der entsprechenden Behörde des anderen Staates über den Sachverhalt und die Umstände, die Gegenstand der gemeinsamen Prüfung sind, zu einigen sowie
	- eine einvernehmliche steuerliche Würdigung im Rahmen des jeweils geltenden Rechts auf Basis dieses Sachverhalts zu erreichen (§ 12a Absatz 4 Satz 1 EUAHiG).
	Eine einvernehmliche Würdigung wird angestrebt, ist aber nicht zwingend.
	5.9.5 Verwendbarkeit der Informationen und Dokumente
	100 Sämtliche im Rahmen des EUAHiG erlangten Informationen und Dokumente können von den Behörden, die diese Informationen und Dokumente verwenden, wie vergleichbare inländische Informationen und Dokumente angeführt und als Beweismittel verwendet werde...
	5.9.6 Gemeinsamer Prüfungsbericht bei gemeinsamen Prüfungen
	101 Die Feststellungen, über die in einer gemeinsamen Prüfung Einigung erzielt worden ist, sind in einem gemeinsamen Prüfungsbericht festzuhalten. Die Feststellungen, über die in der gemeinsamen Prüfung keine Einigung erzielt worden ist, können in dem...
	102 Der gemeinsame Prüfungsbericht wird zwischen den inländischen beteiligten Behörden und den entsprechenden Behörden der anderen an der gemeinsamen Prüfung beteiligten Staaten abgestimmt. Im Abstimmungsprozess genügt in der Regel die Zustimmung im g...
	103 Die Prüfungsfeststellungen aus einer nationalen Außenprüfung, die nicht Gegenstand der gemeinsamen Prüfung waren, dürfen nicht in den gemeinsamen Prüfungsbericht aufgenommen werden.
	104 Die inländische Person, auf die sich die gemeinsame Prüfung bezieht, muss innerhalb von 60 Tagen nach der Erstellung des gemeinsamen Prüfungsberichtes durch die für diese Ermittlung zuständige Finanzbehörde über das Ergebnis der gemeinsamen Prüfun...
	105 Betrifft die gemeinsame Prüfung mehrere Personen, bleibt § 30 AO unberührt (§ 12a Absatz 5 Satz 3 EUAHiG). In der Konsequenz sind diejenigen Informationen zu anderen Personen, die dem Steuergeheimnis nach § 30 AO unterliegen, aus der einer betroff...
	106 Inwieweit in Deutschland die Feststellungen der gemeinsamen Prüfung umgesetzt werden, bestimmt sich nach dem inländischen Recht (§ 12a Absatz 4 Satz 3 EUAHiG). Demnach werden die Feststellungen aus dem gemeinsamen Prüfungsbericht im Sinne von § 12...


	6 Veröffentlichung
	107 Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Das BMF-Schreiben steht ab sofort für eine Übergangszeit auf den Internet-Seiten des Bundesministeriums der Finanzen (http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik „Themen...



